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Aufsätze

Die Gemeinde SH 3/2026

Bereits im August 2025 hat die Bundesre-

gierung den mit Spannung erwarteten 

Entwurf für ein Gesetz zur Beschleuni-

gung der Vergabe öffentlicher Aufträge 

(„Vergabebeschleunigungsgesetz“) be-

schlossen. („Vergabebeschleunigungs-

gesetz“ – BT-Drs. 21/1934) beschlossen. 

Stand Anfang März 2026 war das Geset-

zesvorhaben noch in der parlamentari-

schen Beratung. Die Grundlinien der Ge-

setzesnovelle sind allerdings klar ables-

bar. Der Gesetzgeber verfolgt mit der 

geplanten Reform des Vergaberechts das 

Ziel, die öffentliche Beschaffung – aus-

drücklich auch im kommunalen Bereich – 

„einfacher, schneller und flexibler“ sowie 

digitaler zu gestalten. 

Dieses Ziel ist ausdrücklich zu unterstüt-

zen. Spürbare Vereinfachungen im Verga-

berecht sind angesichts der vielfältigen 

Aufgaben der öffentlichen Hand, gerade 

im Baubereich und im Bereich der Infra-

strukturertüchtigung, überfällig und drin-

gend erforderlich. Gerade auf kommuna-

ler Ebene besteht angesichts eines Inves-

titionsrückstandes von annähernd 220 

Milliarden Euro ein enormer Handlungs-

bedarf. Auch die anbietende Wirtschaft er-

wartet eine sachgerechte Verschlankung 

und Entbürokratisierung der Verfahrens-

regeln. 

Das Vergabebeschleunigungsgesetz, das 

als Artikelgesetz inhaltliche Änderungen 

und Anpassungen in unterschiedlichen 

Gesetzen und Verordnungen, unter ande-

rem im Gesetz gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen (GWB), in der Verordnung 

zur Vergabe öffentlicher Aufträge (VgV) 

oder auch im Wettbewerbsregistergesetz 

(WRegG) und der Vergabestatistikverord-

nung (VergStatVO), vorsieht, dürfte nach 

den abschließenden Beratungen im Deut-

schen Bundestag noch im ersten Halbjahr 

2026 in Kraft treten. 

Städte, Kreise und Gemeinden fragen 

nun zu Recht: Hält das Gesetz auch dass, 

was es dem Titel nach verspricht? Die Ant-

wort lautet: Leider nur in Teilen. 

Vergabebeschleunigungsgesetz 

des Bundes  

Das geht noch besser…!
Bernd Düsterdiek, Beigeordneter, Deutscher Städte- und Gemeindebund

Verfahrensvereinfachungen im GWB 

und in der VgV 

Das Vergabebeschleunigungsgesetz ent-

hält einige begrüßenswerte Ansätze. Hier-

zu zählen insbesondere folgende Rege-

lungsvorschläge:

§ 103 Abs. 3 GWB: Gemeinsame 

Planung und Bauausführung

Die Neufassung ersetzt bei der in § 103 

Abs. 3 GWB bestehenden Definition des 

Bauauftrags die missverständliche For-

mulierung „gleichzeitige Planung und 

Ausführung“ durch die Neuformulierung 

„sowohl Planung als auch Ausführung“. 

Diese Klarstellung ist aus Sicht kommuna-

ler Auftraggeber zu begrüßen. Der bisheri-

ge Wortlaut wurde teils als Pflicht zur 

gleichzeitigen Ausschreibung aller Pla-

nungs- und Bauleistungen verstanden, 

was dem EU-Recht – insbesondere bei 

losweiser Vergabe – aber nicht entspricht. 

Die Neuregelung stellt klar, dass ein ein-

heitlicher Bauauftrag bereits vorliegt, 

wenn Planung und Ausführung umfasst 

sind; ein zeitlicher Gleichlauf ist mithin 

nicht erforderlich. Auftraggeber können 

Planungs- und Bauleistungen somit flexi-

bel gemeinsam oder getrennt vergeben. 

Losweise vergebene Planungsleistungen 

unterfallen dabei dem Recht für Liefer- 

und Dienstleistungen (§ 2 Satz 3 VgV).

§ 108 GWB: Öffentlich-öffentliche 

Zusammenarbeit 

Der Gesetzentwurf präzisiert die Ausnah-

men des Vergaberechts bei öffentlich-

öffentlicher Zusammenarbeit, insbeson-

dere zur sog. In-House-Vergabe. So wird 

etwa das Tatbestandsmerkmal der Be-

trauung, welches in der kommunalen Ver-

gabepraxis eine große Rechtsunsicher-

heit auslöst, in § 108 Abs. 7 GWB klarer 

definiert.

Zudem wird klargestellt, dass die öffent-

lich-öffentliche Zusammenarbeit auch für 

diejenigen Fälle möglich ist, in denen 

mehrere öffentliche Auftraggeber eine 

juristische Person im Sinne des § 108 Abs. 

4 GWB gemeinsam kontrollieren, die Kon-

trollbeziehungen aber mittelbar bezie-

hungsweise invers oder in einer Schwes-

terkonstellation vorliegen. Die Regelung 

stärkt damit die Rechtssicherheit inter-

kommunaler Zusammenarbeit, die gera-

de im Bereich der Digitalisierung und IT-

Infrastruktur weiter an Bedeutung ge-

winnt.

§ 121 GWB: Definition der 

Leistungsbeschreibung 

Bislang wird im Vergaberecht sowohl im 

Bau- wie auch im Liefer- und Dienstlei-

stungsbereich eine eindeutige und er-

schöpfende Leistungsbeschreibung ge-

fordert. An diese Vorgaben haben sich die 

Vergabestellen gewöhnt und sie dienen in 

der Praxis einer ordnungsgemäßen und 

vollständigen Beschreibung des Beschaf-

fungsbedarfs.  

Nunmehr soll der Begriff „erschöpfend“ in 

§ 121 GWB entfallen. Die Streichung soll 

Auftraggeber ermutigen, vermehrt funk-

tionale Leistungsbeschreibungen zu nut-

zen. Es darf indes bezweifelt werden, ob 

durch die vorgeschlagene Änderung 

sowohl der Aufwand beim Auftraggeber 

für die Erstellung einer Leistungsbe-

schreibung als auch der Aufwand bei 

anbietenden Unternehmen für die Analy-

se und Bewertung einer Leistungsbe-

schreibung tatsächlich verringert wird. 

§ 122 GWB: Eignungsnachweise  

Im GWB wird für alle Auftragsarten klarge-

stellt, dass der Nachweis der Bietereig-

nung grundsätzlich durch Eigenerklärun-

gen erfolgen soll. Darüberhinausgehende 

Unterlagen sollen nur noch von aussichts-

reichen Bewerbern oder Bietern verlangt 

werden. Eine entsprechende Regelung 

findet sich bislang nur für die Vergabe von 

Liefer- und Dienstleistungsaufträgen in 

§ 48 VgV. Bei korrespondierender Umset-

zung in den Verordnungen kann dies zu 
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spürbaren Verfahrensvereinfachungen 

und Entlastungen für Auftraggeber und 

Unternehmen führen.

§ 134 Abs. 3 GWB: Informations- und 

Wartepflichten

Mit einer in § 134 Abs. 3 GWB vorgesehe-

nen Änderung soll die Informations- und 

Wartepflicht zukünftig auch entfallen, 

wenn eine Leistung bei der Nutzung einer 

Rahmenvereinbarung oder eines dynami-

schen Beschaffungssystems vergeben 

werden soll. Dies gilt im Rahmen soge-

nannter Mini-Wettbewerbe für Rahmen-

vereinbarungen nach § 21 Absatz 4 Num-

mer 3 VgV und für dynamische Beschaf-

fungssysteme nach § 23 Absatz 6 VgV. Im 

Ergebnis ist es sinnvoll, dass Leistungen 

in dem vorgenannten Rahmen schneller 

bezuschlagt werden können.

§ 56 Abs. 2 Satz 1 VgV: Nachfordern 

von Unterlagen

Die geplante Aufgabe der Unterschei-

dung zwischen unternehmens- und lei-

stungsbezogenen Unterlagen ist aus-

drücklich zu begrüßen. Rein formale Feh-

ler (z.B. veraltete Nachweise) führen da-

mit nicht mehr zwingend zum Ausschluss 

wertbarerer Angebote. Dies entspricht 

den Bedürfnissen der Vergabepraxis und 

erhöht die Verfahrensökonomie. Die Auf-

gabe der bisherigen Unterscheidung 

entspricht einer langjährigen Forderung 

der Städte und Gemeinden.

WRegG und der VergStatVO 

Die vorgesehenen Wertgrenzenerhöhun-

gen im Wettbewerbsregistergesetz sowie 

in der Vergabestatistikverordnung zielen 

grundsätzlich in die richtige Richtung. Es 

ist dringend notwendig, Prüf- und Nach-

weispflichten für öffentliche Auftraggeber 

deutlich zu reduzieren und den Bürokra-

tieaufwand spürbar zu senken. Die Neure-

gelungen sehen vor, den Anwendungsbe-

reich in Teilen erst ab einem Auftragswert 

von 50.000 Euro (netto) festzulegen:

â § 6 Abs. 1 WRegG: Abfragepflicht des 

 AG im Register (bisher: 30.000 Euro)

â § 2 Abs. 2 VergStatVO: Datenübermitt-

 ungspflicht des AG (bisher: 25.000 -

 Euro)

Spielräume für effektive 

Erleichterungen werden nicht 

ausgeschöpft

Trotz der vorstehend beschriebenen An-

sätze schöpft das Vergabebeschleuni-

gungsgesetz die Spielräume für substan-

tielle Vereinfachungen im Vergaberecht 

insgesamt nicht aus und bleibt zum Teil 

weit hinter den Erwartungen der kommu-

nalen Vergabepraxis zurück. In diesem 

Zusammenhang ist insbesondere auf 

folgende Punkte hinzuweisen:

Losgrundsatz sachgerecht 

flexibilisieren

Die geplante Neuregelung zum sog. Los-

grundsatz (§ 97 Abs. 4 GWB) wird die 

Rahmenbedingungen der Vergabepraxis 

nicht verbessern, sondern wäre im Ge-

genteil ein Rückschritt. Bereits heute ist 

die Abweichung von einer Fach- und 

Teillosvergabe an enorm hohe Hürden 

geknüpft und erfordert einen erheblichen 

Dokumentationsaufwand. 

Der neu vorgesehene Ausnahmetatbe-

stand „aus zeitlichen Gründen“ bleibt auf 

Infrastrukturvorhaben beschränkt, die aus 

dem Sondervermögen „Infrastruktur und 

Klimaneutralität“ finanziert werden oder 

der Verkehrsinfrastruktur des Bundes zu-

zuordnen sind. Die bereits nach gelten-

dem Recht bestehenden hohen Hürden 

und Dokumentationspflichten für ein Ab-

weichen von der Fach- und Teillosvergabe 

werden auf diesem Wege nicht abge-

senkt.

Auch die Begrenzung dieser Ausnahme 

auf Aufträge oberhalb des Zweifachen der 

EU-Schwellenwerte (bei Bauleistungen 

rund 11 Millionen Euro) überzeugt nicht. 

Zeitliche Dringlichkeit ist keineswegs auf 

Vorhaben des Bundes oder auf Maß-

nahmen aus dem Sondervermögen be-

schränkt; gerade kommunale Projekte 

können vergleichbare Zwänge aufweisen. 

Der hohe Schwellenwert würde darüber 

hinaus zahlreiche kommunale Vorhaben 

faktisch ausschließen.

Der Mittelstandsschutz bleibt im Übrigen 

wichtig. Gleichwohl muss öffentlichen 

Auftraggebern, insbesondere Kommu-

nen, im begründeten Einzelfall ein Abwei-

chen von der Losvergabe ermöglicht 

werden. Erforderlich ist daher eine praxis-

gerechte Flexibilisierung des Losgrund-

satzes, etwa im Sinne des Bundesratsbe-

schlusses vom 26.09.2025. Danach soll-

ten Lose zusammen vergeben werden 

dürfen, wenn wirtschaftliche, technische 

oder auch zeitliche Gründe dies rechtferti-

gen; auch eine Absenkung der Begrün-

dungsanforderungen wäre sachgerecht.

 

Vergaberegeln zusammenführen

Eine weitere „Baustelle“: Der Gesetzent-

wurf sieht weiterhin keine Vereinheitli-

chung von Bau- und allgemeinem Verga-

berecht vor und lässt damit Potentiale für 

eine Vereinfachung des Vergaberechts in 

der Oberschwelle ungenutzt. Deutsch-

land „leistet“ sich hier im EU-Vergleich 

weiterhin einen unnötigen bürokratischen 

Sonderweg. Aus kommunaler Sicht könn-

te gerade durch die Abschaffung von 

Sonderregelungen für Bauvergaben und 

die Vereinheitlichung der Vergaberegime 

ein bedeutsamer Beitrag zur Vereinfa-

chung, zur Entbürokratisierung und zum 

Standardabbau geleistet werden.

Statistik- und Berichtspflichten weiter 

reduzieren

Nachzubessern bleibt auch die Reduzie-

rung von Statistik- und Berichtspflichten. 

Die erfolgte Ausdehnung von Statistik- 

und Berichtspflichten im deutschen Ver-

gaberecht geht – trotz punktuell geplanter 

Erhöhung von Wertgrenzen – über die 

Vorgaben der EU-Vergaberichtlinien weit 

hinaus, hat zu einem Bürokratieaufwuchs 

geführt und sollte zumindest für alle Auf-

tragsvergaben unterhalb der EU-Schwel-

lenwerte, die den überwiegenden Teil der 

kommunalen Aufträge ausmachen, wie-

der gänzlich zurückgenommen werden.

Leistungsbestimmungsrecht der 

Kommunen respektieren

Kritisch zu sehen sind zudem Überlegun-

gen, verbindliche Vorgaben für die Be-

schaffung klimafreundlicher Leistungen 

zu schaffen. Die insoweit vorgesehene 

Verordnungsermächtigung für den Bund 

in § 113 Abs. 1 Nr. 9 GWB gehört daher 

kritisch auf den Prüfstand. Bei aller Be-

rechtigung dieses Politikziels wäre dies 

ein rechtlich unzulässiger Eingriff in das 

Leistungsbestimmungsrecht öffentlicher 

Auftraggeber und speziell in die Kommu-

nale Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 GG).  

Kommunen vergeben bereits heute Lei-

stungen unter der Maßgabe des Kli-

maschutzes und der ökologischen Nach-

haltigkeit. Eine weitere Stärkung ökologi-

scher Vergaben kann viel effektiver durch 

die freiwillige Verwendung von Siegeln/

Gütezeichen, den Erfahrungsaustausch 

und Best-Practices (z.B. Muster-Aus-

schreibungen, wie sie z.B. vom Kompe-

tenzzentrum für nachhaltige Beschaffung 

zur Verfügung gestellt werden), befördert 

werden als durch spezifische vergabe-

rechtliche Vorgaben. 

EU-Vergabenovelle praxisgerecht 

umsetzen

Die Bundesregierung bleibt schließlich 

gefordert, sich bei der im Jahr 2026 anste-

henden Reform der EU-Vergaberichtlinien 

für deutliche und spürbare Vereinfachun-

gen der EU-Vorgaben sowie für eine maß-

gebliche Erhöhung der EU-Schwellen-

werte einzusetzen. Nicht zuletzt durch 

immer neue europarechtliche Vorgaben 

und eine stetig wachsende Vielzahl sekto-
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raler Sonderregelungen hat sich das 

Vergaberecht immer mehr zu einer hoch-

komplexen „Spezialmaterie“ entwickelt, 

die selbst für Speziallisten nicht mehr 

überschaubar und rechtssicher umsetz-

bar ist.

Bund und Länder bleiben nach alledem 

gefordert, das Vergaberecht effektiv zu 

vereinfachen und zu flexibilisieren. Nur 

wenn es gelingt, das Verfahrensrecht 

praxisgerechter zu gestalten, werden 

Bund, Länder und Kommunen die drin-

gend notwendigen Infrastrukturvorhaben 

wirtschaftlich und zeitgerecht umsetzen 

können. Die im Dezember 2025 von Bund 

und Ländern vorgelegte Föderale Moder-

nisierungsagenda beinhaltet insoweit 

weitere und sinnvolle Ansätze, wie zum 

Beispiel die Angleichung von Verfahrens-

regeln und die Erarbeitung eines gemein-

samen „Vergabegesetzbuches“ zur Bün-

delung aller Vergaberegelungen im Ober-

schwellenbereich. Daher gilt: Den Worten 

müssen weitere Taten folgen. 

Nach dem Förderstopp Ende 2023 ist das 

KfW-Programm „Energetische Stadtsa-

nierung – Zuschuss (432)“ seit dem 26. 

November 2025 wieder antragsfähig. Für 

Kommunen in Schleswig-Holstein ist das 

Programm vor allem deshalb interessant, 

weil es eine zentrale Lücke zwischen 

strategischer Planung und konkreter Um-

setzung schließt – eine Lücke, die in der 

Praxis häufig über Erfolg oder Stillstand 

entscheidet.

1. Das Quartier als Schlüssel zur 

Umsetzung

Maßnahmen entfalten ihre größte Wirkung 

dort, wo Gebäude, Energieinfrastruktur, 

Mobilität, Grün- und Freiräume sowie so-

ziale Aspekte zusammenspielen, kurz: im 

Quartier. Integrierte Quartierskonzepte 

analysieren Energieverbräuche und Po-

tenziale, priorisieren Maßnahmen und zei-

gen Wege auf, wie Emissionen kurz-, mit-

tel- und langfristig gesenkt werden kön-

nen – stets unter Berücksichtigung städ-

tebaulicher, denkmalpflegerischer, woh-

nungswirtschaftlicher, sozialer und natur-

schutzfachlicher Rahmenbedingungen.

Ohne das Thema Wärme ist ein solcher in-

tegrierter Ansatz kaum denkbar. Viele 

Kommunen bearbeiten diese Fragestel-

lungen derzeit im Rahmen der kommuna-

len Wärmeplanung. Strategische Grund-

lagen liegen daher häufig bereits vor – 

etwa durch Wärmepläne, Klimaschutz- 

oder Stadtentwicklungskonzepte. Gerade 

die Wärmeplanung zeigt, wo die größten 

Hebel liegen, zum Beispiel in potenziellen 

Wärmenetzgebieten, Verdichtungsräu-

men oder Arealen mit hohem Sanierungs-

bedarf.

KfW 432 ist zurück: Quartierskonzepte 

und Sanierungsmanagement als 

Umsetzungsbooster für Kommunen

Reinhard Schnell, IB.SH Energieagentur, Investitionsbank Schleswig-Holstein

Doch eine Gebietskulisse allein macht 

noch kein umsetzungsreifes Projekt. Um 

von der planerischen Fläche zum konkre-

ten Vorhaben zu gelangen, braucht es 

meist eine vertiefte Betrachtung eines klar 

abgegrenzten Teilbereichs, nämlich eines 

Quartiers. Erforderlich sind eine belastba-

re Datengrundlage, eine Klärung der Ak-

teurslandschaft, Variantenvergleiche und 

ein tragfähiger Umsetzungsfahrplan.

Genau hier setzt KfW 432 an. Das Pro-

gramm ermöglicht es Kommunen, auf Ba-

sis der Erkenntnisse aus der kommunalen 

Wärmeplanung ein ausgewähltes Quartier 

gezielt zu untersuchen und die Umsetzung 

über ein Sanierungsmanagement gemein-

sam mit Wohnungsunternehmen, privaten 

Eigentümerinnen und Eigentümern, Ver-

sorgern und weiteren Akteurinnen und Ak-

teuren strukturiert voranzutreiben.

Wichtig ist die klare Abgrenzung: KfW 432 

unterstützt die beschleunigte Umsetzung 

der kommunalen Wärmeplanung im Quar-

tier, ersetzt diese jedoch nicht vollständig. 

Ausgaben der kommunalen Wärmepla-

nung selbst sind ausgeschlossen.

Gefördert werden nicht Bauinvestitionen, 

sondern die konzeptionelle Vorbereitung 

und Umsetzungskoordination: ein inte-

griertes Quartierskonzept (Komponente 

A) und oder ein Sanierungsmanagement 

(Komponente B).

2. Zwei Komponenten, ein Ziel: 

Umsetzung ermöglichen

Komponente A: 

Integriertes Quartierskonzept

Gefördert werden Sach- und Personal-

ausgaben für fachkundige Dritte zur 

Erstellung eines integrierten Quartiers-

konzepts, in der Regel innerhalb von 12 

Monaten ab Auftragserteilung. Das abge-

nommene Konzept ist auf der Website der 

Kommune zu veröffentlichen. Pro Quartier 

ist eine Förderung grundsätzlich nur ein-

mal möglich; die Fortschreibung älterer 

Konzepte kann förderfähig sein.

Komponente B: 

Sanierungsmanagement

Gefördert werden Personal- und Sachaus-

gaben für ein Sanierungsmanagement 

über einen Zeitraum von bis zu 5 Jahren. 

Dieses plant und koordiniert die Um-

setzung, organisiert Kooperation und Ver-

netzung, unterstützt bei Finanzierung und 

Förderung, initiiert Monitoring und Erfolgs-

kontrolle und sorgt für Wissenstransfer.

3. Konditionen im Überblick: 

hohe Zuschüsse, klare Grenzen

Der Zuschuss beträgt 75 % der förderfähi-

gen Ausgaben. Für finanzschwache 

Kommunen mit Pflicht zum Haushaltssi-

cherungskonzept sind 90 % möglich.

Maximal bezuschusst werden 200.000 � 

(Konzept) und 400.000 � (Sanierungsma-

nagement) je Quartier. Zuschüsse unter 

5.000 � werden nicht ausgezahlt.

Unbedingt zu beachten: Der Vorhabenbe-

ginn ist grundsätzlich erst nach Förderzu-

sage zulässig. Als Vorhabenbeginn gilt re-

gelmäßig der Zuschlag beziehungsweise 

Vertrag für die Ausführung, nicht bereits 

die Ausschreibung.
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4. Der Mehrwert für Kommunen: 

Von der Analyse zur Routine

In der Praxis entfaltet KfW 432 seine Wir-

kung insbesondere dann, wenn Kommu-

nen im Quartier

• eine tragfähige Umsetzungsorganisa-

 tion etablieren müssen (Rollen, Zustän-

 digkeiten, Kooperationsvereinbarun-

 gen),

•  die Akteurslandschaft aktivieren wollen 

 (Wohnungsunternehmen, Genossen-

 schaften, Eigentümerinnen und Eigen-

 tümer, Stadtwerke, Gewerbe),

•  ein belastbares Monitoring und eine 

 transparente Priorisierung benötigen 

 (welche Maßnahmen zuerst, welche 

 später),

•  Klimaanpassung, etwa Hitzevorsorge, 

 Starkregenvorsorge oder blau-grüne 

 Infrastruktur, integriert mitdenken möch- 

 ten.

KfW 432 schafft damit die Struktur, aus 

Analysen verlässliche Umsetzungspraxis 

zu entwickeln.

5. Abgrenzung zur BEW: 

Welches Instrument passt wann?

Kommunen stehen häufig vor der Frage: 

Quartierskonzept (KfW 432) oder Wärme-

netz Machbarkeitsstudie (BEW Modul 1)? 

Entscheidend ist weniger die „Qualität“ 

des Instruments als vielmehr der Projekt-

stand und das Zielbild.

BEW Modul 1 (Machbarkeitsstudie): 

geeignet, wenn das Wärmenetz im 

Fokus steht

Die Bundesförderung für effiziente Wär-

menetze (BEW) fördert in Modul 1 Mach-

barkeitsstudien einschließlich Planungs-

leistungen angelehnt an HOAI LPH 2 bis 

4. Voraussetzung ist die Ausrichtung auf 

die Versorgung von mehr als 16 Gebäu-

den oder mehr als 100 Wohneinheiten.

BEW ist besonders geeignet, wenn

•  ein Wärmenetz (Neubau oder Transfor-

 mation oder Erweiterung) als zentrale 

 Lösung bereits feststeht oder sehr 

 wahrscheinlich ist; Transformation wird 

 nur noch bis zum 31.03.2026 gefördert,

• eine ingenieurtechnisch belastbare 

 Entscheidungsgrundlage benötigt 

 wird (Variantenvergleich, Dimensionie-

 rung, Trassen und Netzstruktur, Wirt-

 schaftlichkeit, Umsetzungsfahrplan),

•  der Projektträger oder die Projektträge-

 rin beziehungsweise der Betreiber oder 

 die Betreiberin (zum Beispiel Stadt-

 werk oder Zweckverband) feststeht 

 und die Studie unmittelbar in die Um-

 setzung führen soll.

Je nach Vorhabenart sind im BEW Kontext 

Zielbilder bis 2045 und insbesondere 

beim Neubau ein hoher Anteil erneuerba-

rer Energien oder Abwärme maßgeblich 

(Details ergeben sich aus den BEW Unter-

lagen).

KfW 432 (Quartierskonzept): 

geeignet für integrierte Priorisierung 

und Strukturaufbau

KfW 432 bietet sich an, wenn

•  die Kommune zunächst integriert ent-

 scheiden muss (Gebäudehülle, erneu-

 erbare Energien, Wärmenetzoptionen, 

 Mobilität, Grünflächen, Klimaanpas-

 sung),

•  Eigentümerstrukturen und Anschluss-

 quoten unsicher sind und Beteiligung 

 sowie Kommunikation erfolgskritisch 

 sind,

•  eine dauerhafte Kümmerer Struktur in 

 Form eines Sanierungsmanagements 

 benötigt wird,

•  das Quartier nicht allein Wärmenetz-

 projekt, sondern umfassender Sanie-

 rungs- und Transformationsraum ist.

Wichtig für die Abgrenzung: Quartiers-

konzepte nach KfW 432 können Machbar-

keitsstudien enthalten. Rein sektorale 

Machbarkeitsstudien, also ausschließlich 

auf einen Sektor begrenzt und ohne inte-

grierten Quartiersansatz, sind hingegen 

nicht förderfähig.

Quartierswärmemanagement (QWM) 

in Schleswig-Holstein: 

Landesinstrument für dezentrale 

Quartiere

Mit dem Quartierswärmemanagement 

(QWM) stellt das Land Schleswig-Hol-

stein ein Umsetzungsinstrument bereit, 

das direkt an die kommunale Wärmepla-

nung anknüpft – mit Fokus auf Quartiere, 

die für eine dezentrale, nicht leitungsge-

bundene Wärmeversorgung vorgesehen 

sind, also dort, wo kein Wärmenetz vor-

handen oder geplant ist.

QWM ergänzt damit die Bundesinstru-

mente sinnvoll: Während KfW 432 die 

integrierte Entscheidungsgrundlage und 

die Umsetzungsorganisation für komple-

xe Quartiersvorhaben stärkt, setzt QWM 

gezielt auf die Aktivierung und Begleitung 

von Eigentümerinnen und Eigentümern in 

dezentralen Quartieren.

Was ermöglicht QWM konkret?

•  Beratung privater Eigentümerinnen 

 und Eigentümer zur energetischen Mo-

 dernisierung und oder zum Heizungs-

 tausch auf Basis erneuerbarer Ener-

 gien,

•  Koordinierung der Beratungsangebote 

 im Quartier sowie Programmmanage-

 ment für die Umsetzung (Heizungs-

 tausch und energetische Gebäudesa-

 nierung),

•  Öffentlichkeitsarbeit und Beteiligung 

 der Öffentlichkeit,

•  fachliche Unterstützung bei Vorberei-

 tung, Planung und Umsetzung einzel-

 ner Maßnahmen einschließlich beglei-

 tendem Controlling und Monitoring,

•  methodische Beratung zur Entwicklung

 konkreter Qualitätsziele und Effizienz-

 standards sowie Koordinierung der Ei-

 gentümer und Bürgerinformation,

•  optional: Planung eines lokalen Ge-

 bäudenetzes (nicht als Machbarkeits-

 studie für Wärmenetze oberhalb der 

 BEW Schwelle).

Zentrale Förderbedingungen (Auszug):

Voraussetzung ist eine abgeschlossene 

kommunale Wärmeplanung; bei verkürz-

ter Wärmeplanung kann nach Eignungs-

prüfung gefördert werden.

Das Quartier soll in der Regel mindestens 

100 Gebäude beziehungsweise 200 

Wohneinheiten umfassen; eine Zusam-

menfassung mehrerer Teilgebiete ist mög-

lich.

Im Antrag ist eine evaluierbare Zieldefiniti-

on (Indikatoren, Zielwerte, Zeitraum) zu 

hinterlegen. Als Orientierung nennt die 

Richtlinie unter anderem Beratungsquo-

ten (zum Beispiel Beratungsangebot an 

50 % der Eigentümerinnen und Eigentü-

mer oder Beratungsdurchführung bei 25  

%) sowie Umsetzungsziele (zum Beispiel 

Heizungstausch beziehungsweise An-

tragsquote in der Bundesförderung).

Die Förderquote beträgt bis zu 90 % der 

zuwendungsfähigen Kosten; die Förder-

höchstsumme liegt bei 225.000 � pro 

Antrag (Mindestfördersumme 45.000 �, 

Mindestgesamtkosten 50.000 �).

Die Förderdauer beträgt bis zu 3 Jahre, 

eine Verlängerung um weitere 2 Jahre ist 

möglich. In diesem Fall steigt die Förder-

höchstsumme um bis zu 150.000 � auf 

insgesamt 375.000 �.

Nicht gefördert werden investive Maßnah-

men sowie konzeptionelle oder planeri-

sche Tätigkeiten für Wärmenetze mit mehr 

als 16 Gebäuden oder mehr als 100 Wohn-

einheiten; ebenso keine HOAI Planung an 

Einzelgebäuden.

Wichtig: Quartiere, die bereits im KfW Pro-

gramm 432, Programmteil B (Sanierungs-

management), gefördert wurden oder 

werden, sind im QWM nicht förderfähig. 

Die Wahl des Instruments sollte daher 

frühzeitig und strategisch erfolgen.
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6. So gelingt die Umsetzung: ein 

praxistauglicher Ablauf in 8 Schritten

1. Quartier wählen und abgrenzen:  

 Wärmedichte, Gebäudetypen, kom-

 munale Liegenschaften, soziale Lage, 

 Klimarisiken.

2. Ziele definieren und Schnittstellen 

 klären: Wärmeplanung, Klimaschutz, 

 Klimaanpassung und Städtebau stra-

 tegisch verbinden.

3. Akteurinnen und Akteure frühzeitig 

 einbinden: Wohnungswirtschaft, Ei-

 gentümerinnen und Eigentümer, Ver - 

 sorger, Gewerbe und Zivilgesellschaft 

 beteiligen.

4. Leistungsbild und Vergabe sorgfäl-

 tig vorbereiten: klare Abgrenzung zu 

 anderen Programmen, präziser Daten-

 bedarf, geeignete Beteiligungsformate 

 sowie fundierte Instrumentenwahl (Wär-

 menetzquartiere: BEW/432; dezentrale 

 Quartiere: QWM).

5. Antrag stellen (vor Vertragszuschlag): 

 Vorhabenbeginn-Regeln strikt einhalten.

6. Konzept erstellen und beschließen: 

 Maßnahmen priorisieren, Zeitplan und 

 Kostenrahmen festlegen, Hemmnisse 

 und Lösungen entwickeln.

7. Sanierungsmanagement aufsetzen:  

 Umsetzungssteuerung sichern, För-

 dermittellotsen einbinden, Monitoring 

 etablieren, Verstetigung vorbereiten.

8. Investitionsprogramme andocken: 

 zum Beispiel  BEG/BEW/Landespro-

 gramme – stets mit sauberer Kosten-

 trennung.

7. Fazit: Ein Programm für die

 „Umsetzungslücke“ – nicht für die 

Schublade

KfW 432 ist weniger ein klassisches För-

derprogramm „für Maßnahmen“, sondern 

ein Förderprogramm für Umsetzungsfä-

higkeit: integrierte Entscheidungsgrund-

lagen plus Managementkapazität im 

Quartier. 

Mit Blick auf die Wiederaufnahme ab 

November 2025 und die verbesserten 

Konditionen (u. a. 90 % für finanzschwa-

che Kommunen und bis zu fünf Jahre Sa-

nierungsmanagement) empfiehlt es sich, 

Quartiere früh zu priorisieren und Antrags-

unterlagen strukturiert vorzubereiten.

Gerade im Zusammenspiel mit der BEW 

kann ein klarer Pfad entstehen: KfW 432 

für Priorisierung, Beteiligung und Umset-

zungsorganisation – BEW-Modul 1 für die 

HOAI-nahe, technische und wirtschaftli-

che Wärmenetz-Vorplanung dort, wo ein 

Netzprojekt tatsächlich tragfähig ist.

Für Quartiere, die in der Wärmeplanung 

als dezentrale Versorgungsgebiete ausge-

wiesen sind, kann QWM als Landespro-

gramm die Umsetzungsphase (Beratung, 

Aktivierung und Koordination) gezielt un-

terstützen und damit die Nutzung von Bun-

desinvestitionsförderungen (z. B. BEG-

Heizungstausch/Sanierung) im Quartier 

beschleunigen.

Ansprechpartner:

Investitionsbank Schleswig-Holstein

Energieagentur

eki@ib-sh.de

www.eki.sh

Reinhard Schnell

Tel.: 0431 9905-3674

reinhard.schnell@ib-sh.de

Abbildung 1: Vergleich KfW 432 vs. QWM

Abbildung 2: EKI unterstützt Kommunen in Schleswig-Holstein
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Was vor einigen Jahren noch kaum ein 

Thema war, ist seit kurzer Zeit äußerst prä-

sent in den verschiedensten Medien an-

zutreffen: Der sogenannte Boom der Groß-

batteriespeicher. Der Hintergrund ist die 

stark gestiegene Anzahl von Netzan-

schlussanfragen für Batteriespeicher.  Laut 

eigenen Aussagen liegen dem Verteilnetz-

betreiber SH-Netz Netzanschlussanfragen 

für Batteriespeicher im zweistelligen Giga-

watt-Bereich vor. Die Nachfrage ist also 

vorhanden, allerdings kann man bei wei-

tem nicht von der Anzahl der Netzan-

schlussanfragen auf geplante Projekte 

schließen und nur ein Bruchteil wird davon 

am Ende realisiert. Wie viele das in der Zu-

kunft sind, lässt sich nicht genau vorhersa-

gen, aber eine Richtung lässt sich erahnen, 

wenn man in den Netzentwicklungsplan 

der Übertragungsnetzbetreiber blickt. Dort 

werden für das Jahr 2037 je nach Szenario 

1,9 GW und 5,3 GW installierte Großbatte-

riespeicherleistung in Schleswig-Holstein 

erwartet. Dies würde immer noch eine 

enorme Ausbaudynamik bedeuten. 

1  Quelle: Eigene Auswertung des Markstammdaten-

 registers Februar 2026
2  Farbe der Pfeile unterscheidet Grünstrom (Grün) 

 und Graustrom (Grau). Eigene Darstellung, inspi-

 riert durch Darstellung von MaxSolar GmbH

Boom der Großbatteriespeicher – was 

steckt hinter der Entwicklung und 

welche Rolle nehmen diese im 

erneuerbaren Energiesystem ein? 

Julius Guntermann, Landesverband Erneuerbare Energien Schleswig-Holstein e.V.

Begründet ist diese Ausbaudynamik 

durch zwei wichtige Faktoren, die die 

Wirtschaftlichkeit von Batteriespeichern in 

den letzten Jahren verbessert haben: 

Zum einen deutlich sinkende Preise für 

Lithium-Ionen-Batteriespeicher und zum 

anderen eine höhere Volatilität der Strom-

preise an der Strombörse. Die höhere 

Volatilität beschert beim Stromhandel hö-

here Handelsmargen und trägt so zur Pro-

fitabilität bei. Dieser Zweiklang aus einer 

höheren Profitabilität bei gleichzeitig sin-

kenden Investitionskosten treibt im We-

sentlichen den Ausbau der Großbatterie-

speicher. 

Doch wie funktionieren Speicher 

und was ist die Rolle des Speichers 

im erneuerbaren Energiesystem? 

Zuerst sei festzustellen, dass die konkrete 

Betriebs- und Wirkungsweise eines Spei-

chers auch von der jeweiligen Anlagen-

konstellation abhängt. Diese kann man 

aus Netzperspektive grob in vier Katego-
2rien teilen : 

Speichert der integrierte Speicher aus-

schließlich Strom aus der erneuerbaren 

Erzeugungsanlage wird er als Grünstrom-

speicher klassifiziert. Dies ist eine Konstel-

lation, die besonders bei in Kombination 

mit Photovoltaikprojekten Anwendung 

findet. Beim gemeinsamen Standort mit 

separater Netzintegration stehen Speicher 

und Erzeugungsanlage zwar auf demsel-

ben Grundstück, sind aber über getrennte 

Netzverknüpfungspunkte ans Netz ange-

bunden; der Speicher arbeitet hier wie ein 

Stand-Alone-System als reiner Grau-

stromspeicher. Das klassische Stand-

Alone schließlich ist völlig unabhängig von 

einer Erzeugungsanlage, bezieht Strom 

ausschließlich aus dem Netz und speist 

auch nur dorthin ein. Entscheidend für die 

Einordnung ist, ob Speicher und Erzeu-

gungsanlage messtechnisch klar vonei-

nander getrennt sind, etwa durch separate 

Transformatoren oder unterschiedliche 

Schaltfelder auf einem Transformator.

Der Grünstromspeicher bezieht somit kei-

nen Netzstrom und optimiert in erster Linie 

die Erlöse aus z.B. der Photovoltaikanla-

ge, da dieser den erzeugten Grünstrom 

zeitlich versetzt am Markt verkaufen kann 

zu Zeiten mit höheren Preisen. Der Grau-

stromspeicher verkauft hingegen nur die 

Strommengen, die dieser auch vorher am 

Strommarkt erworben hat. Zum Beispiel 

bezieht ein Batteriespeicher zur Mittags-

zeit bei hoher Photovoltaik-Einspeisung 

und gleichzeitig niedrigem Verbrauch, 

also günstigen bis negativen Stromprei-

sen, Strom vom Netz. Zur frühen Abend-

zeit bei höherer Nachfrage und geringerer 

Photovoltaik-Einspeisung, also höheren 

Zum Vergleich: Aktuell installiert sind in 

Schleswig-Holstein etwa 250 MW an 
1Großbatteriespeicher . Dazu gehört auch 

der Großbatteriespeicher der Firma EcoS-

tor in Bollingstedt, welcher 2025 mit einer 

Leistung von 103,5 MW in Betrieb genom-

men wurde. 

Bei der Variante mit gemeinsamem Netz-

anschlusspunkt und Graustrombezug 

teilen sich Erzeugungsanlage und Spei-

cher denselben Netzverknüpfungspunkt, 

wobei der Speicher zusätzlich Strom aus 

dem öffentlichen Netz bezieht und daher 

weiterhin als Graustromspeicher gilt. 
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3  Siehe auch: https://www.lee-sh.de/datei/de/2510_

 broschu_re_grosbatteriespeicher_final_383.pdf

Strompreisen, speist er den Strom wieder 

in das Netz. 

Neben diesem Ausnutzen von Preisdiffe-

renzen am Strommarkt (Arbitrage) erwirt-

schaften Stromspeicher auch Erlöse 

durch die Teilnahme am Regelenergie-

markt. Über den Regelenergiemarkt wer-

den, vereinfacht gesprochen, Teilnehmer 

dafür von den Übertragungsnetzbetrei-

bern für das Vorhalten von Leistung (ne-

gativ wie positiv) entlohnt. Ziel dieser 

Systemdienstleistung ist es, die Frequenz 

im Stromnetz stabil bei 50 Hertz zu halten, 

d.h. zu jedem Zeitpunkt muss die Netzein-

speisung der Netzentnahme entspre-

chen. Ist dies kurzzeitig nicht der Fall, 

springt die Regelreserve ein, um das 

Stromnetz zu stabilisieren. Häufig werden 

die Erlösoptionen aus dem Arbitragege-

schäft mit der Teilnahme am Regelener-

giemarkt kombiniert, um die Gesamterlö-

se zu optimieren. 

Doch warum braucht es Speicher 

im Energiesystem? 

Die dargestellte Betriebsweise, mit der die 

Batteriespeicher Erlöse erzielen, lässt 

auch auf deren Funktion im größeren 

Zusammenhang des Energiesystems 

schließen. Durch das Arbitragegeschäft 

hilft der Speicher der Integration der fluk-

tuierenden Erneuerbaren Energien. Für 

Stromverbraucher hat das marktdienliche 

Verhalten der Speicher darüber hinaus 

den Vorteil, dass Strompreise geglättet 

werden und der günstige Photovoltaik-

strom auch außerhalb der Mittagsspitzen 

zur Verfügung gestellt wird. Unter dem 

Strich also eine geringere Strompreisfluk-

tuation und geringere Großhandelspreise 
3für Strom . 

Kurzgefasst:

• Systemische Rolle im Energiesys-

 tem: Großbatteriespeicher fördern die 

 Integration fluktuierender erneuerbarer 

 Energien, glätten Strompreisspitzen 

 und reduzieren Preisvolatilität im Groß-

 handel. Damit tragen sie zur Versor-

 gungssicherheit und zur Stabilisierung 

 eines zunehmend erneuerbaren Ener-

 giesystems bei.

• Wirtschaftliche Treiber des Booms: 

 Sinkende Preise für Lithium-Ionen-

 Batterien und eine steigende Volatilität 

 der Strompreise erhöhen die Wirt-

 schaftlichkeit. 

• Unterschiedliche Speicher-Konstel-

 lationen: Großbatteriespeicher kön-

 nen als u.a. als Grünstromspeicher 

 oder im Stand-Alone System als Grau-

 stromspeicher mit Netzbezug betrie-

 ben werden. Entscheidend ist, ob sie 

 Strom ausschließlich aus erneuerbarer 

 Erzeugung oder auch aus dem öffentli-

 chen Netz beziehen.

• Erlösmodelle: Arbitrage und Regel-

 energie: Speicher kaufen Strom bei 

 niedrigen oder negativen Preisen und 

 verkaufen ihn bei hohen. Zusätzlich 

 erzielen sie Einnahmen über den Re-

 gelenergiemarkt, indem sie Leistung 

 zur Stabilisierung des Stromnetzes 

 bereitstellen.

Der Landeswettbewerb Unser Dorf hat 

Zukunft 2025 hat in Schleswig-Holstein 

mit 38 teilnehmenden Gemeinden ein-

drucksvoll gezeigt, wie viel Innovations-

kraft, Engagement und lokales Wissen in 

unseren Dörfern stecken.

Der Wettbewerb ist mehr als ein einmalig 

erreichtes Ziel – er ist ein Weg: Er ist 

Impulsgeber, Vernetzungsplattform und 

Lernraum zugleich. Er schafft Sichtbar-

keit, stärkt lokale Netzwerke und setzt 

nachhaltige Akzente. Deshalb ist es den 

Trägern dieses Landeswettbewerbs ein 

besonderes Anliegen, erfolgreiche Good-

Practice-Beispiele nicht nur sichtbar zu 

machen, sondern in einen dauerhaften 

Wissensfluss zu überführen.

In diesem Sinne veranstaltet die Akademie 

für die ländlichen Räume Schleswig-

Holsteins e.V. (ALR) 2026 u.a. eine Work-

shop-Reihe, die sich an alle Gemeinden in 

Schleswig-Holstein richtet und möchte 

den Wissensfluss in ein offenes, landes-

weites Dörfer-Netzwerk SH münden las-

Unser Dorf hat Zukunft – Wenn 

Wettbewerb zum Netzwerk wird

Julia Kortum, Akademie für die ländlichen Räume Schleswig-Holstein e.V.

sen. Ziel ist es, unter anderem Good-

Practice-Beispiele systematisch zu ver-

breiten und Veränderungsprozesse nach-

haltig anzustoßen – und das nicht nur für 

Wettbewerbsteilnehmende, sondern für 

alle schleswig-holsteinischen Gemeinden.

Warum ein Dörfer-Netzwerk?

Der Wettbewerb hat drei wichtige Aspekte 

deutlich gemacht:

Erstens: Dörfer entwickeln lokal ange-

passte, pragmatische Lösungen für ge-

meinsame Herausforderungen (Leer-

stand, Mobilität, Nahversorgung, soziale 

Teilhabe, Klimaanpassung).

Zweitens: Sichtbarkeit und Anerkennung 

durch den Wettbewerb beschleunigen 

Vernetzung und Ressourcenmobilisie-

rung vor Ort.

Drittens: Die große Zahl der Teilnehmen-

den (38) zeigt ein starkes Interesse, sich 

mit ihrer Zukunftsfähigkeit zu beschäftigen.

Durch ein Dörfer-Netzwerk eröffnet sich 

die Chance, noch mehr Gemeinden in 

den Austausch einzubeziehen und da-

durch eine Nachhaltigkeit des Landes-

wettbewerbs zu fördern.

Das Dörfer-Netzwerk SH   

Unter dem Begriff Dörfer-Netzwerk SH 

spricht die ALR alle ländlichen Gemein-
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den in Schleswig-Holstein an, unabhän-

gig von ihrer Größe und unabhängig da-

von, ob sie beim Landeswettbewerb da-

bei waren.

Das offene Dörfer-Netzwerk SH der ALR 

multipliziert die Wirkung des Landeswett-

bewerbs und reduziert Doppelarbeit. Da-

bei werden folgende Ziele in 2026 ver-

folgt:

 Dokumentation von Praxis-Beispielen: 

 die guten Beispiele der teilnehmenden 

 Wettbewerbsdörfer werden in einem 

 digitalen Booklet dokumentiert. Die an-

 deren Dörfer in SH erhalten damit ei-

 nen Überblick über Lösungsansätze, 

 die adaptierbar sind.

 Breite Teilhabe ermöglichen: Das Dör-

 fer-Netzwerk SH schafft mit seiner Work-

 shop-Reihe 2026 niedrigschwelli-

 ge Angebote für alle Gemeinden in 

 Schleswig-Holstein – auch solche, 

 die nicht am Wettbewerb teilgenom-

 men haben.

Durch den Austausch von Wissen und 

Erfahrungen sollen innovative Lösungen 

im Land verbreitet werden. Der Austausch 

wirkt dabei motivierend – das Gefühl, mit 

anderen Gemeinden an ähnlichen Her-

ausforderungen zu arbeiten, fördert Zu-

versicht, Tatkraft und die Bereitschaft, 

neue Wege zu gehen. Im Fokus liegt da-

bei langfristig der Ausbau zu einer Art 

landesweiten Vernetzungsplattform.

Digitales Booklet „Wir waren dabei!“

In dem digitalen Booklet werden von 

jedem der 38 teilnehmenden Dörfer die 

wichtigsten Ideen, Projekte, Maßnahme 

und Umsetzungen skizziert. Die Ideenviel-

falt wirkt auf andere Gemeinden inspirie-

rend und motivierend und bietet den 

Wettbewerbs-Dörfern zugleich einen zu-

sätzlichen Präsentationsraum für ihre Ar-

beit.

Das digitale Booklet ist auf der Webseite 

des Landeswettbewerbs unter www.unser

dorfhatzukunft-sh.de  zu finden.

Workshop-Reihe 2026

Damit Good Practice weitergegeben und 

angewendet werden kann, organisiert die 

ALR eine Reihe abwechslungsreicher 

Workshops. Eingeladen sind Akteure aus 

den ländlichen Räumen Schleswig-Hol-

steins – insbesondere Gemeinden, Ver-

waltungen und ehrenamtlich Engagierte. 

Sie alle können Teil des Netzwerks wer-

den: zur Inspiration, zum Mitgestalten und 

zum gegenseitigen Lernen.

Workshop 1 – Kultur säen, 

Gemeinschaft ernten (12. März 2026) 

– Rückblick!

„Für alle, die Kultur nicht nur erleben, son-

dern selbst gestalten wollen. Gemeinsam 

Wege finden, wie Kultur dauerhaft Wurzeln 

schlagen kann.“

Ein Kooperationsprojekt des Kulturkno-

tenpunkt Mitte (VJKA) der Kreiskultur 

Rendsburg Eckernförde, der Akademie 

für ländliche Räume SH e.V. und der LAG 

Soziokultur Schleswig-Holstein e.V.

Kulturworkshop am 12. März 2026 in Rendsburg                                            Foto: ALR

Workshop 2 

– Gemeinsam Natur vor Ort stärken

„Wie kann Naturschutz im Dorf konkret 

gelingen? Gute Beispiele aus der Praxis, 

Raum für Austausch und viele Ideen zum 

Mitnehmen“

 Donnerstag, 28. Mai 2026

 16:00 – ca. 19:30 Uhr

 BNUR in Flintbek

 Anmeldung hier:  

 https://eveeno.com/doerfer-netzwerk-

 sh-workshop-2

Ausblick:

Workshop 3 – Wirtschaft & Energie  

2. Halbjahr

Workshop 4 – Gemeinschaft leben  

2. Halbjahr

Resümee

Der Landeswettbewerb hat gezeigt: 

Veränderung beginnt vor Ort – mit Men-

schen, Ideen und Mut zum Ausprobie-

ren. Die ALR zielt mit ihren Maßnahmen 

2026 darauf ab, einen Prozess einzulei-

ten, der das Potenzial in Schleswig-

Holsteins Dörfern systematisch freisetzt 

und für alle nutzbar macht. Wenn wir 

jetzt beginnen, ein stabiles Netzwerk 

aufzubauen, schaffen wir die Vorausset-

zungen, um künftig Wissen und Ideen 

gezielt zu transferieren und die Ent-

wicklung der ländlichen Räume zu för-

dern.

Kontakt

Akademie für die ländlichen Räume 

Schleswig-Holstein e.V.

Hamburger Chaussee 25  

24220 Flintbek

Tel.: 0 43 47 - 704 800

E-Mail: julia.kortum@alr-sh.de



74 Die Gemeinde SH 3/2026

Kommunen können mit ihrer Beschaffung 

echte Wirkung entfalten – ökologisch, 

wirtschaftlich und sozial!

Warum Kommunen so wichtig sind?

Rund 15 % des deutschen Bruttoinlands-

produkts fließen jedes Jahr in die öffent-

liche Beschaffung. Diese Kaufkraft und 

Marktmacht können entscheidend zur 

Transformation beitragen. Darüber hin-

aus: Das öffentliche Vorbild einer Kommu-

ne nimmt Einfluss auf den privaten Kon-

sum der Bürger/-innen.

Wie kann nachhaltige Beschaffung

gelingen? 

Dies war eine der zentralen Fragestellun-

gen der vom KNBV durchgeführten Eva-

luations-Umfrage. Neben Herausforderun-

gen fanden sich auch Lösungsansätze.

Beschaffung in der Kommune: 

Evaluation, gute Ansätze und 

besondere Angebote 

Anja Jacobsen (r.) und Marret Bähr, Kompetenzzentrum für nachhaltige Beschaffung 

und Vergabe (KNBV)

gen, die erinnernd und langfristig wirken. 

Das Kompetenzzentrum nimmt dieses 

starke Signal für seine Arbeit auf.

„Eine Sammlung guter Argumente und 

Praxisbeispiele sowie den Ausbau von 

Beratungsangeboten zu produktspezifi-

schen Beschaffungsprozessen nehmen 

wir ebenso als Arbeitsauftrag mit“, so Anja 

Jacobsen vom KNBV.

Positives Resümee der 

Evaluationsumfrage: 

Mit einzelnen Beschaffungsprozessen 

spezieller Produkt- und Vergabekatego-

rien können Erfolge erzielt werden. Ein gu-

tes Beispiel: die Umstellung von Frischfa-

ser- auf Recyclingpapier. Ein positiver 

Anstoß kann das Thema Nachhaltigkeit 

„ins Rollen bringen“ und damit eine vor-

bildhafte Wirkung und eine Sensibilisie-

Im Rahmen eines bundesweiten 

VHS-Webinars erreichte das KNBV

gut 1700 Teilnehmende! 

Das Projekt „vhs goes green 2“, hat die 

Minderung von Treibhausgas-Emissionen 

zum Ziel. Marret Bähr zeigte auf, wie dies 

durch alltägliche Konsumentscheidungen 

verfolgt werden kann. Ein erfolgreiches 

Format, welches ausgebaut werden soll. 

Durch die Sensibilisierung für klimascho-

nendes Handeln leisten Bildungseinrich-

tungen einen wichtigen Beitrag zur nach-

haltigen Entwicklung der Gesellschaft.

Neben dieser besonderen Zusammenar-

beit konnte das KNBV den Landesver-

band der Volkshochschulen und einzelne 

kommunale VHS-Einrichtungen bereits 

erfolgreich auf dem Weg der eigenen 

nachhaltigen Beschaffung beraten und 

unterstützen. 

Apropos Zusammenarbeit: Das KNBV 

unterstützt das Projekt vom Bündnis Eine 

Welt Schleswig-Holstein (BEI) zur nach-

haltigen Beschaffung von Merchandise-

Produkten im kommunalen Stadt- und 

Tourismusmarketing. Hierzu ist eine Hand-

reichung erschienen. 

Mehr dazu unter: https://www.bei-sh.org/

faires-merchandising

Erfreulich: Für alle Verwaltungen, die bis-

her teilgenommen haben, ist nachhaltige 

Beschaffung bereits ein Thema. Über die 

Hälfte beschafft allerdings nicht zentral 

und ohne Regelwerk zur nachhaltigen 

Beschaffung. Trotz guter Wegbereitung 

mangelt es diesen nicht selten an verbind-

lichen Strukturen sowie politischem Rück-

halt – heißt auch, an ausreichender Wirk-

samkeit. Hierzu wurde der meiste Unter-

stützungsbedarf formuliert. 

Sichtbar wurde auch das Fehlen von 

Kommunikationswegen und -werkzeu-

rung für nachhaltigeren Konsum erzeu-

gen.

Die Sensibilisierung beginnt beim Indivi-

duum. Persönlich gewonnene Anregun-

gen sowie neue Erkenntnisse und Erfah-

rungen nehmen Einfluss auf das berufli-

che Handeln. Eine echte Chance, um die 

Wirkkraft zu stärken, nicht nur für öffentlich 

Beschaffende. Auch diesen Ansatz ver-

folgt das KNBV in der Zusammenarbeit 

mit dem Landesverband der Volkshoch-

schulen u.a.
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Zukunftsfähige öffentliche 

Beschaffung nach Cradle to Cradle

Unsere heutige Wirtschaftsweise folgt 

noch immer dem Prinzip „Cradle to Grave“ 

– von der Wiege bis zum Grab. Rohstoffe 

werden der Erde entnommen, zu Produk-

ten verarbeitet und oft schon nach kurzer 

Nutzung entsorgt. Recycling ist dabei 

meist nur eine Form von Abfallmanage-

ment. Doch was wäre, wenn wir Ressour-

cen nicht länger als Müll, sondern als 

Nährstoffe für Neues betrachten? Genau 

hier setzt das Cradle to Cradle (C2C) 

Designkonzept an. Es versteht „Müll“ als 

Designfehler und schafft Lösungen, die 

von Anfang an auf positive Wirkung aus-

gelegt sind: gesund für Mensch und 

Umwelt, kreislauffähig und fair produziert.

Cradle to Cradle: Kommunen als 

Treiber einer echten Ressourcenwende

Als Kompetenzzentrum für nachhaltige 

Beschaffung und Vergabe Schleswig-

Holstein beschäftigen wir uns intensiv mit 

zukunftsfähigen Ansätzen für öffentliche 

Beschaffung, Verwaltungshandeln und 

kommunale Entwicklung. 

Cradle to Cradle bietet aus unserer Sicht 

wertvolle Impulse, um bestehende Aktivi-

täten weiterzuentwickeln, zu systematisie-

ren und wirksam in die kommunale Praxis 

zu tragen.  

               

Die Cradle to Cradle (C2C) NGO (https://

c2c.ngo/cradle-to-cradle/) zeigt, wie kreis-

lauffähige Beschaffung nach C2C – „von 

der Wiege zur Wiege“ – funktioniert. 

Unterstützung für Kommunen

Mit dem Leitfaden „Mit Cradle to Cradle 

klima- und ressourcenpositiv werden – 

Eine Orientierung für Kommunen“ und 

dem Netzwerk C2C Regionen bietet Crad-

le to Cradle NGO Kommunen konkrete  

Unterstützung: von Wissenstransfer bis 

zu Good-Practice-Beispielen. Ziel ist es, 

C2C als Strategie zu etablieren, die über 

reines „weniger schlecht“ hinausgeht und 

echten Mehrwert schafft.

Das KNBV ist dabei!

                                                                                                                    

Cradle to Cradle zeigt: Nachhaltigkeit in 

Kommunen bedeutet nicht Verzicht, son-

dern Innovation. Wer heute konsequent 

nach C2C denkt und beschafft, trägt nicht 

nur zur Lösung von Klima- und Ressour-

cenfragen bei, sondern macht die Kom-

mune zu einem attraktiven, gesunden und 

zukunftsfähigen Lebensraum.

ChemClimCircle: Chemikalienarme,

klimafreundliche, zirkuläre Beschaffung

Das KNBV ist assoziierender Partner des 

Interreg-Projekts: 

„ChemClimCircle-2“. Damit soll das Kon-

zept einer klimaneutralen, zirkulären und 

giftfreien Beschaffung mit Kommunen                                                                     

aus dem gesamten Ostseeraum in die 

Breite getragen werden. 

Insbesondere problematische Chemika-

lien sind trotz zunehmendem Handlungs-

bedarf (z.B. bei den Themen Mikroplastik 

und Ewigkeitschemikalien) bisher nicht 

ausreichend im Fokus der öffentlichen 

Beschaffung.

Das Projekt ChemClimCircle-2 bietet öf-

fentlichen Behörden gezielte Schulungen 

und eine Online-Plattform, um Klima-

schutz-, Kreislauf- und Chemikalienre-

duktionsziele einfach in die öffentliche Be-

schaffung zu integrieren und so eine grü-

nere, giftfreie Zukunft zu fördern. Mehr 

dazu: https://interreg-baltic.eu/project/

chemclimcircle-2/#summary 

Mehr zur Arbeit des KNBV jetzt auch auf 

LinkedIN: 

www.linkedin.com/company/knbv

Kompetenzzentrum für nachhaltige 

Beschaffung und Vergabe

Marret Bähr und Anja Jacobsen

Küterstraße 30

24103 Kiel

Tel. 0170 242 8104 und 0151 28198337

info@knbv.de

www.knbv.de  LinkedIn   | 
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Frau Raabe, Sie sind seit 2006 

ehrenamtliche Bürgermeisterin. 

Was hat Sie damals bewogen, dieses 

Amt zu übernehmen?

Ich war bereits vor meiner Kandidatur en-

gagiert – zehn Jahre in der Elternarbeit, 

zuletzt als Schulelternbeiratsvorsitzende. 

Gremienarbeit war mir also vertraut. Der 

Impuls kam letztlich aus der Familie: Mein 

Schwiegervater hat mich ermutigt, mich 

kommunal einzubringen. Mich hat gereizt, 

Dinge konkret umzusetzen. Nicht nur zu 

diskutieren, sondern Verantwortung zu 

übernehmen und vor Ort sichtbar etwas zu 

bewegen – für Kinder, für Familien, für die 

Dorfgemeinschaft. Als der damalige Bür-

germeister aus beruflichen Gründen nicht 

weitermachen konnte, wurde ich am 2. 

Mai 2006 gewählt. Seitdem bin ich im Amt.

Was bedeutet es, ehrenamtliche 

Bürgermeisterin einer 

1.000-Einwohner-Gemeinde zu sein?

Es bedeutet, operative Verantwortung zu 

tragen. Natürlich gibt es das klassische 

Aufgabenportfolio: Kindertagesbetreu-

ung, Bauleitplanung, Abwasser, Straßen-

unterhaltung, Feuerwehr, Haushaltsfüh-

rung. Aber in kleinen Strukturen ist man 

weit mehr, man ist erste Ansprechpartnerin 

für die Bürgerinnen und Bürger. Für Infra-

strukturprobleme. Für Nachbarschafts-

„Demokratie lebt vom Ehrenamt“

* Seit fast 20 Jahren ist Ulrike Raabe ehrenamtliche 

 Bürgermeisterin von Martensrade, einer knapp 

 1.000 Einwohner zählenden Gemeinde in Schles-

 wig-Holstein. Zusätzlich steht sie seit 2013 als 

 Amtsvorsteherin des Amtes Selent/Schlesen in der 

 Verantwortung. Im Interview spricht sie über Ver-

 waltungsrealität im ländlichen Raum, Verantwor- 

 tung für Millionenprojekte, Medienanfragen zu 

 einem rechten Verlag – und darüber, warum kom-

 munales Ehrenamt strukturell unterschätzt wird.

konflikte. Für gemeindeeigene Liegen-

schaften. Wenn in einem gemeindeeige-

nen Gebäude der Wasserhahn tropft, wird 

nicht die Verwaltung angerufen – sondern 

die Bürgermeisterin. Ich lese auch mal 

Zählerstände ab, organisiere Handwerker, 

begleite Baustellentermine. Diese direkte 

Nähe ist Stärke und Belastung zugleich.

2013 wurden Sie zusätzlich 

Amtsvorsteherin. Was hat sich 

dadurch verändert?

Die Aufgaben wurden komplexer. Als Amts-

vorsteherin trägt man übergemeindliche 

Verantwortung: Beteiligung in Zweck-

verbänden, Aufsichtsratsmandate, Aktivre-

gion, Verwaltungsleitungsrunden. Und 

man bekommt unmittelbaren Einblick in 

strukturelle Fragen der Verwaltung. Kurz 

nach meiner Wahl wurde ich in die Umset-

zung eines interkommunalen Glasfaser-

projekts eingebunden – ein wirklich äußerst 

umfassendes, aber auch bedeutsames 

Projekt. Und ich habe mich auf einmal mit 

Marktanalyse, indikativen Angeboten, 

europaweiter Ausschreibung sowie Zweck-

verbandsgründung beschäftigt. Wir haben 

2008 begonnen, über Glasfaser zu spre-

chen. 2013 ging es in die operative Umset-

zung. 2026 schließen wir die letzten fünf 

Prozent des Ausbaus ab. 

Was war dabei die größte 

Herausforderung?

Die Kombination aus Komplexität und 

Kontinuität. Man muss sich einarbeiten in 

Dinge wie Förderregularien, Vergaberecht 

und Wirtschaftlichkeitsberechnungen. In 

großen Verwaltungen gibt es dafür spe-

zialisierte Stellen. In kleinen Ämtern läuft 

das zusätzlich neben dem Tagesge-

schäft. Und: Man braucht langen Atem. 

Viele Prozesse dauern Jahre. Wenn kom-

munalpolitisches Engagement nur pro-

jektbezogen und kurzfristig gedacht wird, 

lassen sich solche Vorhaben nicht reali-

sieren. Dass wir 2026 die letzten fünf Pro-

zent des Netzes abschließen, zeigt, in 

welchen Dimensionen solche kommuna-

len Infrastrukturprojekte gedacht werden 

müssen – strategisch, ausdauernd und 

mit Blick auf die Zukunftsfähigkeit des 

ländlichen Raums. Gerade deshalb liegt 

mir dieses Projekt Glasfaserausbau sehr 

am Herzen: Es steht exemplarisch dafür, 

wie kommunales Engagement konkrete 

Lebens- und Standortbedingungen nach-

haltig verbessern kann.

Neben strukturellen Heraus-

forderungen gab es auch politisch 

sensible Situationen. In Ihrer -

Gemeinde wurde ein rechter Verlag 

bekannt.

Ja, das war eine besondere Situation. Der 

Verlag existierte unbemerkt seit vielen 

Jahren – öffentlich thematisiert wurde er 

zu Beginn meiner Amtszeit als Bürger-

meisterin. Plötzlich standen zahlreiche 

Medienvertreter vor der Tür. Es gab De-

monstrationen, Interviewanfragen und öf-

fentliche Diskussionen. Und ich stand 

dort als ehrenamtliche Bürgermeisterin – 

ohne Pressestelle, ohne Kommunika-

tionsberatung. Ich habe mich beim Ver-

fassungsschutz informiert und wir haben 

Informationsveranstaltungen organisiert. 

Aber jedes Wort musste abgewogen wer-

den. Diese mediale Aufmerksamkeit ist für 

kleine Gemeinden eine enorme Heraus-

forderung – insbesondere, wenn die Ver-

antwortung auf ehrenamtlichen Schultern 

liegt.

Auch in Sachen Bürokratie und 

Förderpraxis gibt es oftmals Hürden, 

die überwunden werden müssen. 

Können Sie uns ein Beispiel nennen?

Ja, ein skurriles sogar. Wir haben knapp 

500.000 Euro Fördermittel im Zusammen-

hang mit dem Neubau unseres Feuer-

wehrhauses erhalten. Der Bau war abge-

schlossen, der Verwendungsnachweis 

wurde eingereicht und die Abschlussprü-

fung durchgeführt. Die Prüfung zog sich 

über Monate. Rückfragen, Nachforderun-

gen, Detailprüfungen. Am Ende kam der 

Bescheid: Überzahlung. Der Betrag: ein 

Cent. Ein Cent Rückforderung – nach mo-

natelanger Prüfung. Das ist kein Einzelfall-

Martensrader Bürgermeisterin 

Ulrike Raabe* gibt Einblicke in ihr Amt
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problem, sondern ein strukturelles. Der 

Verwaltungsaufwand steht in keinem Ver-

hältnis zum Ergebnis. Und in kleinen Ge-

meinden bindet so etwas unverhältnismä-

ßig Ressourcen.

Sie sprechen strukturelle Probleme 

an. Wo sehen Sie Reformbedarf?

In der Förderstruktur und im Bürokratieab-

bau. Förderanträge sind hochkomplex. 

Nachweise, Nebenbestimmungen, Prüf-

vermerke – das bindet Personal. In kleinen 

Ämtern übernehmen das zusätzlich der 

Leitende Verwaltungsbeamte oder enga-

gierte Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister. Gleichzeitig wird Vertrauen in die 

kommunale Ebene eingefordert – aber oft 

nicht konsequent umgesetzt. Wenn Ent-

bürokratisierung ernst gemeint ist, müs-

sen Verfahren vereinfacht, Prüftiefen 

verhältnismäßig gestaltet und Entschei-

dungsspielräume erweitert werden. Ich 

glaube, vieles ließe sich verbessern, wenn 

Entscheidungen stärker aus der Praxis 

heraus gedacht würden. Wer Programme 

entwickelt, sollte erleben, wie sie vor Ort 

umgesetzt werden müssen.

Was wünschen Sie sich von den 

Bürgerinnen und Bürgern in Ihrer 

Gemeinde?

Ich wünsche mir vor allem Verständnis für 

Zusammenhänge und Abläufe. Es werden 

viele Erwartungen an die Gemeinde 

gerichtet – sei es beim Winterdienst, bei 

Ausstattung oder Betreuung. Viele wün-

schen sich Lösungen für alles. Gleichzei-

tig kostet jede Entscheidung Geld, das 

letztlich von den Bürgerinnen und Bürgern 

selbst getragen wird. Diese Zusammen-

hänge transparent zu machen, gehört zur 

kommunalen Arbeit dazu. Hilfreich ist es, 

wenn Entscheidungen nicht nur aus der 

Perspektive des unmittelbaren eigenen 

Bedarfs betrachtet werden, sondern im 

Blick bleibt, dass Lösungen für die gesam-

te Gemeinschaft tragfähig sein müssen.

Trotz aller Herausforderungen merkt 

man, wie Sie Ihr Ehrenamt mit 

Herzblut ausführen. Was bedeutet 

es Ihnen? 

Es ist unglaublich vielfältig. Man begleitet 

Projekte, organisiert, vermittelt, trifft Ent-

scheidungen – und oft ist man ganz nah 

dran an den Menschen. Gerade auf der 

kleinen Ebene macht man vieles selbst, 

was in größeren Verwaltungen andere 

übernehmen würden. Gleichzeitig ist es 

ein schönes Gefühl, Dinge sichtbar zu 

gestalten. Wenn ein Bauprojekt abge-

schlossen ist oder die Feuerwehr für die 

nächsten Jahre gut aufgestellt ist, dann ist 

man schon stolz. Und wenn Menschen 

sagen: Danke, dass du dich einsetzt – das 

sind Momente, die tragen einen durch 

vieles.

Gab es besondere Momente der 

Anerkennung?

Ja. Ein sehr besonderer Moment war die 

Einladung ins Schloss Bellevue zu Bun-

despräsident Frank-Walter Steinmeier. 

Gemeinsam mit über 80 Bürgermeister-

innen und Bürgermeistern aus ganz 

Deutschland wurden wir für unser Enga-

gement gewürdigt. Auch Elke Büdenben-

der hat gesprochen – insbesondere zur 

Rolle von Frauen in der Politik. Bemer-

kenswert war die persönliche Atmosphä-

re. Diese Wertschätzung zu erleben, war 

beeindruckend. Gerade weil das Ehren-

amt vor Ort manchmal unterschätzt wird. 

Dabei setzen wir die politischen Entschei-

dungen ganz praktisch um – wir halten die 

Demokratie an der Basis am Laufen. 

Berührend sind aber auch kleine Momen-

te. Ein 19-jähriges Feuerwehrmitglied 

sagte einmal zu mir: „Ich kenne dich ei-

gentlich nur als Bürgermeisterin.“ Das war 

ganz süß – und zeigt, wie sehr dieses Amt 

Teil des Alltags wird. Oder wenn man bei 

einer Jahreshauptversammlung merkt, 

dass das Engagement, das man an den 

Tag legt, gesehen wird. Diese Anerken-

nung bedeutet viel, gerade weil Kritik meist 

lauter ist als Lob.

Die ehrenamtlichen Bürger-

meisterinnen und Bürgermeister in 

Schleswig-Holstein haben auch 

verdientermaßen den Demokratiepreis 

2025 erhalten.

Ja. Das war auch ein sehr wertschätzen-

des Signal – nicht nur an Einzelpersonen, 

sondern an das kommunale Ehrenamt 

insgesamt. Denn Demokratie wird vor Ort 

organisiert, moderiert und umgesetzt.

Wie erleben Sie die Rolle von Frauen 

in der Kommunalpolitik?

Es hat sich viel verbessert – aber altein-

gesessene Muster existieren weiterhin. 

Frauen sind oft vorsichtiger in der Selbst-

einschätzung. Und sie werden nach wie 

vor häufiger in soziale Ausschüsse veror-

tet. Mein Rat lautet: Wer sich für Baupolitik 

interessiert, gehört in den Bauausschuss. 

Wer Haushaltsfragen spannend findet, in 

den Finanzausschuss. Kommunalpolitik 

braucht Vielfalt – fachlich wie persönlich. 

Was würden Sie sich für die Zukunft 

des kommunalen Ehrenamts 

wünschen?

Mehr strukturelle Unterstützung. Mehr Ver-

hältnismäßigkeit in Verfahren. Und mehr 

gesellschaftliche Anerkennung dafür, 

dass Demokratiearbeit Zeit, Fachwissen 

und Verantwortung bedeutet. Denn ohne 

diese ehrenamtliche Ebene würde die 

kommunale Selbstverwaltung in ihrer 

jetzigen Form nicht funktionieren.

Welche Projekte haben Sie in letzter 

Zeit in Martensrade besonders 

beschäftigt?

Da gab es einiges. Unser Dorfgemein-

schaftshaus musste nach einem Schwel-

brand renoviert werden. Wir sprechen hier 

finanziell von einer Größenordnung von 

rund 250.000 Euro. Dann gibt es Projekte, 

die man lange anschiebt. Zum Beispiel 

möchten wir einen Rad- oder Fußweg zwi-

schen einer Ortschaft und einer Splitter-

siedlung bauen, in der eine Lebens- und 

Arbeitsgemeinschaft für betreute Men-

schen lebt. Das ist nur ein knapper Kilome-

ter, aber Förderprogramme greifen oft 

nicht. Einmal waren wir fast durch, dann 

war der Fördertopf überzeichnet. Das 

würde ich gern noch auf den Weg bringen. 

Oder wir entwickeln Flächen weiter: Eine 

Fläche im Ort haben wir als Gemeinde 

gesichert und wollen sie künftig bebauen. 

Wenn Sie zurückblicken: Welche 

Projekte waren bzw. sind für Sie 

besonders wichtig – und warum?

Neben einzelnen Bau- oder Infrastruktur-

maßnahmen waren für mich stets vor 

allem konzeptionelle Entwicklungen wich-

tig – also die Frage, wie sich eine Ge-

meinde langfristig aufstellt. Dazu gehört 

beispielsweise die Weiterentwicklung von 

Flächen und die Beschäftigung mit Quar-

tiersansätzen: Wie wohnen Menschen 

künftig, wie bleiben Gemeinschaft und 

Versorgung erhalten, und wie lassen sich 

Strukturen so gestalten, dass sie auch 

langfristig tragfähig sind? Das umfas-

sendste Projekt war sicher der interkom-

munale Glasfaserausbau. Aber auch 

bauliche Maßnahmen vor Ort wie eben die 
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Interview // Starke Frauen – starkes Ehrenamt!

Sanierung des Dorfgemeinschaftshauses 

und der Neubau des Feuerwehrhauses 

gehören zu den größeren und wichtigen 

Projekten.  

Wie erleben Sie die Zusammenarbeit 

auf kommunaler Ebene?

Glücklicherweise bei uns als konstruktiv 

und sachorientiert. Dann kann man auch 

viel erreichen. Das ist bei uns ein großer 

Vorteil. Wenn nicht parteipolitische Ge-

gensätze dominieren, sondern die Frage 

„Was hilft der Gemeinde?“, dann kommt 

man voran. Das erfordert Kompromisse 

und Zuhören. Wenn jeder nur seine Positi-

on durchsetzen will, leiden am Ende die 

Projekte.

Dieses Interview soll auch zeigen, 

wie Frauen in solchen Ämtern wirken. 

Welche Erfahrungen haben Sie 

gemacht?

Ich glaube, es ist wichtig, sichtbar zu sein. 

Gerade auf lokaler Ebene zeigt sich, dass 

Frauen selbstverständlich Verantwortung 

übernehmen können – fachlich, organi-

satorisch und menschlich. Es braucht 

manchmal Mut, sich aufstellen zu lassen 

oder für ein Amt zu kandidieren. Aber ich 

kann nur sagen: Es lohnt sich. Man gestal-

tet wirklich mit. Und man bringt vielleicht 

andere Perspektiven ein. Außerdem erle-

ben junge Frauen und Mädchen so Vorbil-

der vor Ort – nicht durch Werbung, son-

dern durch gelebte Realität.

Wenn Sie zurückblicken – was 

würden Sie anderen Frauen sagen, 

die überlegen, sich politisch zu 

engagieren?

Einfach machen. Man muss nicht alles 

vorher wissen – vieles lernt man Schritt für 

Schritt. Wichtig ist Interesse an Menschen 

und an der eigenen Gemeinde. Dieses 

Amt zeigt dir, wie viel Gestaltungsspiel-

raum du tatsächlich hast. Und es ist erfül-

lend zu sehen, dass Entscheidungen 

konkrete Auswirkungen haben: auf Infra-

struktur, Gemeinschaft oder Lebensquali-

tät.

Das Interview führte Danica Rehder

Rechtsprechungsberichte

1. BVerwG zum Informationszugang 

eines Bieters nach Abschluss eines 

Vergabeverfahrens

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit 

Urteil vom 17. Dezember 2025 (Az.: 

BVerwG 10 C 5.24) entschieden, dass ein 

Bieter nach Abschluss eines Vergabever-

fahrens einen Anspruch nach dem Infor-

mationsfreiheitsgesetz des Bundes (IFG) 

auf Zugang zu der Begründung der be-

hördlichen Bewertung des von ihm selbst 

abgegebenen Angebots hat.

Die Klägerin beteiligte sich im vorliegen-

den Fall erfolglos an einer Ausschreibung 

der beklagten Bundesagentur für Arbeit in 

einem offenen Verfahren. Ein Nachprü-

fungsverfahren leitete sie nicht ein, bean-

tragte jedoch nach dem IFG die Mitteilung 

der Dokumentation der begründeten Be-

wertung ihrer Angebote. Das Verwal-

tungsgericht wies ihre Klage gegen den 

ablehnenden Bescheid ab. Der Verwal-

tungsgerichtshof hat die Beklagte ver-

pflichtet, der Klägerin Einsicht in die Wer-

tungsbegründung ihrer Angebote zu ge-

währen. Die Revision der Beklagten hatte 

keinen Erfolg.

Nach Auffassung des BVerwG hat der 

Verwaltungsgerichtshof das Informations-

freiheitsgesetz zutreffend für anwendbar 

gehalten, da vergaberechtliche Vorschrif-

ten, die sich auf ein abgeschlossenes 

Vergabeverfahren beziehen, diesem Ge-

setz nicht vorgehen. Seine Auffassung, 

§ 5 Abs. 2 Satz 2 der Vergabeverordnung 

(VgV) stehe der Mitteilung der Gründe der 

behördlichen Wertung des eingereichten 

Angebots an den betreffenden Bieter 

selbst nicht entgegen, sei ebenfalls nicht 

zu beanstanden. Die Regelung bezwecke 

ausschließlich den Schutz der Informatio-

nen, welche von den am Vergabeverfah-

ren teilnehmenden Unternehmen einge-

reicht werden, vor einer Preisgabe gegen-

über Dritten und erstrecke diesen Schutz 

auch auf den Zeitraum nach Abschluss 

des Vergabeverfahrens. Einem Zugang 

des Bieters ausschließlich zu den Infor-

mationen über die Bewertung des eige-

nen Angebots könne sie deshalb nicht 

entgegengehalten werden. Eine wettbe-

werbswidrige Begünstigung des informa-

tionsberechtigten Bieters ist nach den 

Tatsachenfeststellungen des Berufungs-

gerichts damit nicht verbunden, zumal ein 

entsprechend beantragter Informations-

zugang auch konkurrierenden Bietern zu 

gewähren wäre.

Die vorliegende Entscheidung ist insoweit 

auch für kommunale Auftraggeber von 

Relevanz. Ein ggf. eingeforderter Informa-

tionsanspruch eines Bieters nach Ab-

schluss eines Vergabeverfahrens bezieht 

sich allerdings nur auf die Begründung 

der vergaberechtlichen Bewertung des 

von ihm selbst abgegebenen Angebots. 

Weitergehende Informationen, insbeson-

dere zu Kalkulationen und Angebotsinhal-

ten weiterer Bieter, sind hiervon ausdrück-

lich nicht umfasst.

2. BVerwG: Bundes-Klimaschutz-

programm nicht ausreichend

Das von der Bundesregierung beschlos-

sene Klimaschutzprogramm 2023 bedarf 

ergänzender Maßnahmen, um das natio-

nale Klimaziel einer Senkung der Treib-

hausgasemissionen im Vergleich zum 

Jahr 1990 um mindestens 65 Prozent bis 

2030 zu erreichen. Dies hat das Bundes-

verwaltungsgericht in Leipzig am 29. Ja-

nuar 2026 entschieden (Az.: BVerwG 7 C 

6.24).

Die Bundesregierung hat auf der Grund-

lage des Bundes-Klimaschutzgesetzes 

(KSG) am 4. Oktober 2023 das Klima-

schutzprogramm 2023 beschlossen, das 

die zur Erreichung des nationalen Klima-

ziels für 2030 beschlossenen Maßnah-

men enthält. Der Kläger, eine anerkannte 

Umweltvereinigung, begehrt die Ergän-

zung dieses Programms, weil er weitere 

Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels 

als erforderlich ansieht.
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Das Oberverwaltungsgericht hat der Kla-

ge gegen die Bundesrepublik Deutsch-

land mit Urteil vom 16. Mai 2024 stattge-

geben. Das Klimaschutzprogramm kön-

ne Gegenstand einer Umweltverbands-

klage sein. Bei den für dessen Inhalt maß-

gebenden Bestimmungen des Klima-

schutzgesetzes handele es sich um um-

weltbezogene Rechtsvorschriften. Das 

Klimaschutzprogramm müsse sämtliche 

Maßnahmen enthalten, die zur Erreichung 

des Klimaschutzziels für 2030 erforderlich 

seien. Diesen Anforderungen trage das 

Programm nicht Rechnung, weil zum 

einen die Prognosen der treibhausgas-

mindernden Wirkung der vorgesehenen 

Maßnahmen fehlerhaft seien und zum an-

deren eine Lücke von 200 Millionen Ton-

nen CO -Äquivalenten bestehe, die zur 2

Erreichung des Ziels für 2030 geschlos-

sen werden müsse.

Die hiergegen gerichtete Revision der 

Beklagten hat das Bundesverwaltungs-

gericht zurückgewiesen. Der Kläger kön-

ne als Umweltvereinigung gerichtlich gel-

tend machen, dass das Klimaschutzpro-

gramm 2023 der Ergänzung bedarf. Auch 

wenn die Bundesregierung bei der Aus-

wahl derjenigen Maßnahmen, die sie in 

das Klimaschutzprogramm durch Be-

schluss aufnimmt, einen weiten Gestal-

tungsspielraum habe, sei die Einhaltung 

der für die Beschlussfassung maßgeben-

den gesetzlichen Vorgaben einer gericht-

lichen Überprüfung zugänglich. Das Kli-

maschutzprogramm müsse als zentrales 

Steuerungsinstrument der Klimapolitik 

sämtliche Maßnahmen enthalten, die zur 

Erreichung des verbindlichen nationalen 

Klimaschutzziels für 2030 erforderlich 

seien. Gemessen daran genügt das Kli-

maschutzprogramm nicht den gesetzli-

chen Anforderungen. Die darin aufge-

nommenen Maßnahmen reichen auf der 

Grundlage der bindenden Feststellungen 

des Oberverwaltungsgerichts nicht aus, 

das Klimaschutzziel 2030 einer Senkung 

der Treibhausgasemissionen um 65 Pro-

zent im Vergleich zum Jahr 1990 zu errei-

chen. Angesichts dessen müsse die Be-

klagte das Programm unter Berücksichti-

gung der seitherigen Entwicklung der 

Treibhausgasemissionen ergänzen.

Anmerkung des DStGB 

Aus kommunaler Sicht wird zu beobach-

ten sein, welche zusätzlichen Maßnah-

men der Bund zur Ergänzung des Klima-

schutzprogramms plant. Wichtig bleibt 

dabei, dass Bund und Länder die Kom-

munen bei der Umsetzung von Klima-

schutzmaßnahmen unterstützen und die 

notwendigen finanziellen Mittel bereitstel-

len; die Kommunen fangen dabei nicht 

bei null an. Dies gilt auch für Maßnahmen 

zur Klimaanpassung. Vor diesem Hinter-

grund haben der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund und der Deutsche Städ-

tetag am 13. Januar 2026 eine gemeinsa-

me Stellungnahme zum Klimaschutzpro-

gramm des Bundes abgegeben, in der 

diese Anforderungen ausdrücklich betont 

werden.

Weitere Informationen:

Die Stellungnahme von DStGB und DST 

ist zu finden unter: 

www.dstgb.de (Rubrik Themen / Klima-

schutz)

Die entsprechende Pressemitteilung des 

Bundesverwaltungsgerichts findet sich 

unter www.bverwg.de

3. OVG Schleswig bemängelt 

Straßenreinigungssatzung der 

Stadt Wedel

Das Oberverwaltungsgericht Schleswig-

Holstein hat eine am 6. April 2023 be-

schlossene Straßenreinigungs- und Ge-

bührensatzung der Stadt Wedel mit Urteil 

vom 11. März 2026 (Az. 6 KN 6/24) im 

Wesentlichen für unwirksam erklärt. Die 

Satzung besteht aus zwei Teilen. Im ersten 

Teil wird die Reinigungspflicht geregelt, im 

zweiten Teil die Gebührenpflicht für die An- 

und Hinterlieger. Geklagt hatte ein Grund-

stückseigentümer, der von der Neu-

regelung betroffen ist. Der Senat befand 

die Satzung gleich in mehrfacher Hinsicht 

für rechtswidrig.

Bereits aus formellen Gründen sah der 

Senat des OVG die Satzung als rechts-

widrig an. Nach Auffassung des Gerichts 

fehlte es an einer ordnungsgemäßen 

Ausfertigung der Satzung durch den Bür-

germeister. Die Ausfertigung dient dazu, 

zu bestätigen, dass der veröffentlichte 

Text mit dem von der Gemeindevertretung 

beschlossenen Inhalt übereinstimmt. Im 

vorliegenden Fall bestanden laut Gericht 

erhebliche Unklarheiten. So wurde zu-

nächst eine Arbeitsversion der Satzung 

ausgefertigt, während bei einer späteren 

Fassung unklar blieb, welches Datum der 

Ausfertigung zugrunde lag. Zudem ließ 

sich nicht mit der erforderlichen Sicherheit 

feststellen, ob der Bürgermeister nach 

dem Beschluss des Rates die Überein-

stimmung zwischen Beschlussfassung 

und bekanntgemachtem Text überprüft 

hatte. Auch der Verwaltungsvorgang er-

wies sich als unvollständig. 

Neben den formellen Mängeln beanstan-

dete das Gericht auch mehrere inhaltliche 

Fehler. So sei die Regelung zur Übertra-

gung der Reinigungspflicht auf Anlieger 

nicht hinreichend bestimmt formuliert ge-

wesen. Es sei nicht eindeutig erkennbar 

gewesen, in welchem Umfang die Stadt die 

Reinigungspflicht über ihre eigene Zustän-

digkeit hinaus auf Grundstückseigentümer 

übertragen wollte. Darüber hinaus wurden 

sogenannte Hinterliegergrundstücke aus 

Sicht des Gerichts zu Unrecht in die Reini-

gungspflichten einbezogen.

Im zweiten Teil der Satzung wurde die 

Gebührenerhebung für die Straßenreini-

gung geregelt. Grundsätzlich bestätigte 

das Gericht zwar die Befugnis der Kom-

mune, für von ihr erbrachte Reinigungslei-

stungen Gebühren zu erheben. Proble-

matisch sei jedoch gewesen, dass in der 

Satzung Regelungen zur Entstehung und 

Fälligkeit der Gebühren fehlten.

Auch die Höhe des kommunalen Eigen-

anteils an den Straßenreinigungsgebüh-

ren wurde beanstandet. Dieser Anteil be-

rücksichtigt, dass gereinigte Straßen nicht 

nur den Anliegern, sondern auch der All-

gemeinheit zugutekommen. Die Stadt 

Wedel hatte diesen Eigenanteil pauschal 

mit 15 Prozent angesetzt. Nach Auffas-

sung des Gerichts sei jedoch nicht nach-

vollziehbar dargelegt worden, warum 

gerade dieser Wert angesetzt wurde. Eine 

Differenzierung nach örtlichen Gegeben-

heiten – etwa nach Straßenkategorie oder 

Verkehrsbelastung – sei nicht erfolgt.

Das Oberverwaltungsgericht hat die Re-

vision zum Bundesverwaltungsgericht 

nicht zugelassen. Die schriftlichen Urteils-

gründe liegen bislang noch nicht vor. 

Anmerkung des DStGB

Die Entscheidung unterstreicht die hohen 

rechtlichen Anforderungen an kommuna-

le Satzungen, insbesondere im Gebüh-

renrecht. Gerade im Bereich der Straßen-

reinigung müssen Kommunen sowohl die 

formellen Verfahrensschritte als auch die 

materiell-rechtlichen Anforderungen sorg-

fältig beachten. Zugleich zeigt das Urteil, 

dass eine nachvollziehbare Gebührenkal-

kulation und eine klare Differenzierung 

zwischen öffentlichem Interesse und Vor-

teilen für Anlieger unerlässlich sind. Für 

Städte und Gemeinden bedeutet dies, 

dass bestehende Satzungen regelmäßig 

überprüft und gegebenenfalls angepasst 

werden sollten, um Rechtssicherheit zu 

gewährleisten und gerichtliche Beanstan-

dungen zu vermeiden.

4. Bayerischer VGH zur Behandlung 

von Gastwasserlieferungen

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 

(BayVGH) hat mit Urteil vom 22. Januar 
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2026 (Az.: 20 N 24.1004) die Wasserge-

bührensatzung eines kommunalen Zweck-

verbands überprüft und im Rahmen eines 

Normenkontrollverfahrens für unwirksam 

erklärt. Streitgegenstand waren sogenann-

te Gastwasserlieferungen, also die Versor-

gung von Gemeinden außerhalb des Ver-

bandsgebiets mit Wasser, und deren ord-

nungsgemäße Berücksichtigung in der 

Gebührenkalkulation. Dabei legte der 

BayVGH grundlegende Maßstäbe für die 

vertragliche und kalkulatorische Behand-

lung solcher Lieferungen fest.

In dem zugrundeliegenden Sachverhalt 

erbrachte ein kommunaler Wasserversor-

gungszweckverband mehrere unbefriste-

te oder mehrjährige Wasserlieferungen an 

externe Gemeinden, ohne dass hierzu 

formwirksame, schriftliche Vereinbarun-

gen über die Übertragung von Teilaufga-

ben der Wasserversorgung – etwa Was-

sergewinnung oder Wasseraufbereitung 

–  bestanden. Statt einer solchen vertragli-

chen Grundlage beruhte die Lieferung 

lediglich auf mündlichen Absprachen. Der 

Antragsteller im Normenkontrollverfahren 

beanstandete, dass die damit verbunde-

nen Kosten in die Kalkulation der Wasser-

gebühren für die Grundstückseigentümer 

im Versorgungsgebiet des Verbandes 

eingestellt wurden. Nach Auffassung des 

Antragstellers durften diese Kosten nicht 

auf die eigenen Gebührenzahler umge-

legt werden, da es an einer verbindlichen 

planerischen Grundlage für die Lieferun-

gen fehlte.

Der BayVGH hat die Gebührensatzung 

insgesamt für unwirksam erklärt. Er stellte 

klar, dass unbefristete oder mehrjährige 

Wasserlieferverträge zwischen Aufgaben-

trägern der öffentlichen Wasserversorgung 

in der Regel als Zweckvereinbarungen 

über die Übertragung von Teilaufgaben zu 

verstehen seien. Eine solche Vereinbarung 

müsse formwirksam, also schriftlich, abge-

schlossen sein, um die Lieferung in die 

Kalkulation aufnehmen zu können. Fehle 

eine derartige schriftliche Zweckvereinba-

rung, handele es sich bei den Lieferungen 

an andere Aufgabenträger nicht um Kos-

ten der öffentlichen Wasserversorgung, die 

im Verbandsgebiet auf die Anschlussneh-

mer umgelegt werden dürften. Die Kosten 

der Gastwasserlieferungen seien daher 

von der Kalkulation auszuschließen, weil 

sie nicht dem Aufgabenbereich des Was-

serlieferanten als Aufgabenträger der 

öffentlichen Wasserversorgung zuzurech-

nen seien.

Im Ergebnis führte das Fehlen einer form-

wirksamen Zweckvereinbarung dazu, 

dass die Gebührenkalkulation des Zweck-

verbands rechtswidrig war und die Sat-

zung in diesem Teil unwirksam ist. Für den 

Verband bedeutet dies, dass die Berech-

nung der Wassergebühren angepasst 

und neu festgesetzt werden muss, wobei 

Lieferungen an externe Gemeinden nur 

dann berücksichtigt werden dürfen, wenn 

sie auf einer gültigen, schriftlichen Verein-

barung beruhen.

Anmerkung des DStGB

Die Entscheidung hat praktische Bedeu-

tung über Bayern hinaus. Sie zeigt, dass 

Zweckverbände und kommunale Wasser-

versorger bestehende Lieferbeziehungen 

mit Nichtverbandsmitgliedern kritisch 

prüfen sollten, um sicherzustellen, dass 

alle Vereinbarungen schriftlich und form-

wirksam getroffen werden. Nur so lassen 

sich Risiken vermeiden, dass Kosten aus 

unwirksamen Lieferverträgen fälschlicher-

weise auf die Gebührenzahler im eigenen 

Versorgungsgebiet umgelegt werden. 

Auch wenn vergleichbare Regelungen im 

Landesrecht anderer Bundesländer feh-

len, ist die Entscheidung als Hinweis auf 

die Notwendigkeit klarer vertraglicher 

Grundlagen für Wasserlieferungen außer-

halb des eigenen Versorgungsgebiets 

von Bedeutung.

Aus der Rechtsprechung

Urteil des OVG Schleswig vom 

11.11.2025 – 4 A 51/24 

Festsetzung von Schmutzwasserbe-

seitigungsgebühren; Gewährung 

eines Leichtverschmutzerabschlags; 

Berücksichtigung von Kostenüber- 

bzw. -unterdeckungen bei fehlender 

Kostenkalkulation

Leitsatz

1. Die Gemeinde ist bei der Einleitung 

von Kühlwasser in ihre Schmutzwas-

serkanalisation nicht zu einer Differen-

zierung ihres Gebührensatzes oder 

Gewährung eines Leichtverschmutzer-

abschlags verpflichtet.

2. Bei fehlender oder mangelhafter Vor-

auskalkulation ist von der Gemeinde zu 

fordern, dass sie den Anforderungen 

für die Ermittlung und den Ausgleich 

von Kostenüber- und -unterdeckungen 

im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 9 KAG SH 

(KAG SH 2005) dadurch möglichst na-

hekommt, indem sie für den in den Blick 

zu nehmenden ausgleichsfähigen Kal-

kulationszeitraum eine Nachkalkulation 

anhand der tatsächlichen Kosten vor-

nimmt. 

GG: Art. 3 Abs. 1

KAG SH 2005: §§ 1, 2, 6 Abs. 2 S. 9, Abs. 4

GO SH: § 4 

AbwGebS: §§ 1 Abs. 2, 3, 5, 6, 8, 9

VwGO: §§ 86 Abs. 1, 82 Abs. 1

Zum Sachverhalt: 

Die Klägerin wendet sich gegen die Höhe 

der endgültig bzw. vorläufig festgesetzten 

Schmutzwasserbeseitigungsgebühren 

für die Veranlagungsjahre 2022 und 2023.

Die amtsangehörige Gemeinde ... be-

treibt die Abwasserbeseitigung in der 

Gemeinde auf der Grundlage ihrer Ab-

wasserbeseitigungssatzung vom 13. De-

zember 2021 und erhebt hierfür Gebühren 

gemäß ihrer Abwassergebührensatzung 

in der für das jeweilige Gebührenjahr gel-

tenden Fassung.

Die Klägerin betreibt seit dem Jahr 1937 

eine Gießerei auf dem Grundstück ... in 

der Gemeinde .... Die Maschinen in der 

Gießerei werden im Schleudergießbetrieb 

mit Frischwasser gekühlt. Vor der Einlei-

tung des sogenannten Kühlwassers in die 

öffentliche Abwassereinrichtung wird die-

ses in einem Abkühlbecken nach den 

entsprechenden Vorgaben der Genehmi-

gung abgekühlt. Sowohl das Kühlwasser 

als auch die sonstigen auf dem Grund-

stück der Klägerin anfallenden Abwässer 

werden ausweislich des Entwässerungs-

plans über die Einleitstellen 1 und 2 in die 

öffentliche Abwassereinrichtung einge-

speist.

[…]

Nach der Beprobung des Abwassers 

teilte der Beklagte der Klägerin mit Schrei-

ben vom 8. Dezember 2008 mit, dass 

durch eine geänderte Kalkulation sich 

eine Gebühr für das industrielle Abwasser 

von 1,06 �/m3 und für das häusliche 

Abwasser in Höhe von 3,05 �/m3 ergebe.
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Die Gemeinde ... erließ sodann – ebenfalls 

im Dezember 2008 – eine Nachtragssat-

zung zur damals geltenden Beitrags- und 

Gebührensatzung. Mit der Nachtragssat-

zung führte die Gemeinde eine Ermäßi-

gung für leicht verschmutzte Abwässer 

(bis zu einem Verschmutzungsgrad von 

5 % im Verhältnis zu normal verschmutz-

ten häuslichen Abwässern bei einem er-

heblichen Anteil der Gesamtwassermen-

ge) ein. Die Neuregelung beinhaltete, 

dass für Großeinleiter, die nachweislich 

nur gering verschmutzte Abwässer einlei-

ten, ein reduzierter Gebührensatz von 

seinerzeit 1,06 �/m3 statt des regulären 

Satzes von 3,05 �/m3 galt (sog. Leichtver-

schmutzerrabatt). Der Leichtverschmut-

zerrabatt wurde in der Folgezeit der Höhe 

nach auf 0,94 �/m3 angepasst. Von einer 

solchen Gebührenermäßigung profitierte 

die Klägerin ab dem Jahr 2009 bis zum 

Jahr 2021. Ende 2021 führte die Gemein-

de mit der Abwasserbeitrags- und Gebüh-

rensatzung vom 13. Dezember 2021 

(ausgefertigt am 21. Dezember 2021) in 

§ 14 a für Einleiter von nachweislich sehr 

gering verschmutzten Abwässern eine 

Gebührenermäßigung in Höhe von 10 % 

ein, weshalb sich für die Klägerin ab dem 

1. Januar 2022 – abweichend vom regulä-

ren Gebührensatz in Höhe von 2,68 �/m3 

– ein reduzierter Gebührensatz in Höhe 

von 2,41 �/m3 ergab. Anfang 2022 erließ 

die Gemeinde sodann eine weitere Ge-

bührensatzung vom 24. Februar 2022, die 

jedoch lediglich redaktionelle Änderun-

gen enthielt und nicht zu einer Verände-

rung des Gebührensatzes führte. Ende 

2022 erließ die Gemeinde die 1. Nach-

tragssatzung vom 13. Dezember 2022 zur 

Gebührensatzung vom 24. Februar 2022, 

welche zu einer Erhöhung des regulären 

Gebührensatzes auf 3,15 �/m3 führte. Mit 

dem rückwirkenden Inkrafttreten der Sat-

zung über die Erhebung von Gebühren für 

die zentrale Abwasserbeseitigung der 

Gemeinde ... ohne einen Teilbereich von 

... vom 8. Mai 2023 (nachfolgend Abw-

GebS) zum 1. Januar 2022 entfiel eine 

Gebührenermäßigung für Einleiter von ge-

ring verschmutzten Abwässern insge-

samt und der reguläre Gebührensatz wur-

de für den Zeitraum vom 1. Januar 2022 

bis 31. Dezember 2022 auf 2,79 �/m3 

(§ 5 Abs. 1 Buchst. a AbwGebS) und ab 

dem 1. Januar 2023 auf 3,17 �/m3 (§ 5 

Abs. 2 Buchst. a AbwGebS) festgelegt.

Der Beklagte setzte mit dem Bescheid über 

Grundbesitzabgaben vom 12. Oktober 

2023 unter anderem für das Veranlagungs-

jahr 2022 endgültige Schmutzwasserbe-

seitigungsgebühren in Höhe von ... � fest. 

Der Betrag setzte sich aus der Gebühr für 

das Jahr 2022 in Höhe von ... � abzüglich 

eines Betrages in Höhe von ... � zusam-

men, welcher aufgrund des Schlech-

terstellungsverbotes in Ansehung des 

rückwirkenden Inkrafttretens der Abwas-

sergebührensatzung vom 8. Mai 2023 zu 

einer Reduzierung der Gebühr führte. Für 

das Jahr 2023 setzte der Beklagte eine 

Vorausleistung in Höhe von ... � fest.

Gegen diesen Grundbesitzabgabenbe-

scheid legte die Klägerin mit Schreiben 

vom 7. November 2023 Widerspruch ein. 

Zur Begründung verwies sie auf die Wi-

derspruchsbegründung betreffend einen 

in der Vergangenheit erlassenen Be-

scheid vom 4. April 2022. Dieser Be-

scheid, der unter anderem Schmutzwas-

serbeseitigungsgebühren für die Veranla-

gungsjahre 2020 und 2021 festsetzte, 

wurde mit Widerspruchsbescheid vom 

21. März 2023 hinsichtlich der Festset-

zung der Schmutzwasserbeseitigungs-

gebühren aufgehoben. In ihrer damaligen 

Widerspruchsbegründung führte die 

Klägerin unter anderem aus, dass den 

Satzungsregelungen zu den Abwasser-

gebühren für die Veranlagungsjahre 2017 

bis 2021 weder eine Kalkulation noch eine 

Nachkalkulation zugrunde gelegen habe 

und sie daher nichtig seien. Zudem ver-

stoße der Gebührensatz gegen § 6 Abs. 1 

und Abs. 4 Satz 2 des Kommunalabga-

bengesetzes Schleswig-Holstein (KAG) 

sowie gegen das abgabenrechtliche 

Äquivalenzprinzip. Für die Gebührenbe-

messung sei nämlich eine hinreichende 

Differenzierung zwischen Abwässern aus 

Wohnnutzungen und Abwässern aus 

gewerblich genutzten Grundstücken 

vorzunehmen. Ihre Abwässer würden sich 

sowohl nach der Art als auch nach dem 

Umfang grundlegend von häuslichen 

Abwässern unterscheiden.

[…]

Mit Widerspruchsbescheid vom 15. Feb-

ruar 2024 wies der Beklagte den Wider-

spruch der Klägerin als unbegründet 

zurück. Zur Begründung führte er insbe-

sondere aus, dass die Festsetzungen der 

Abwassergebühren für die Veranlagungs-

jahre 2022 und 2023 auf einer rechtmäßi-

gen Rechtsgrundlage, nämlich der Ab-

wassergebührensatzung der Gemeinde 

... vom 8. Mai 2023, beruhten. Gegen 

diese neue Satzungsregelung bestünden 

keine rechtlichen Bedenken. Insbesonde-

re stünden dem Wegfall der Regelung 

bezüglich eines Leichtverschmutzerrabat-

tes mit Wirkung für die Zukunft keine Ver-

trauensschutzgesichtspunkte entgegen.

[…]

Die Klägerin hat am 14. März 2024 Klage 

erhoben.

Zur Begründung ihrer Klage wiederholt sie 

im Wesentlichen ihr Vorbringen aus dem 

Widerspruchsverfahren. Ergänzend führt 

sie aus, dass aus der gutachterlichen 

Stellungnahme des Sachverständigen ... 

vom 15. Juli 2024 (Anlage K18) hervorge-

he, dass das eingeleitete Kühlwasser sich 

grundlegend von häuslichen und anderen 

gewerblichen Abwässern unterscheide. 

Es enthalte nur in äußerst geringem Um-

fang organische Stoffe, die auf die sonsti-

ge Wassernutzung der Mitarbeiter zurück-

zuführen seien. Dieser Befund werde von 

der ... in ihrer Stellungnahme vom 7. 

Dezember 2021 (Anlage K27) geteilt. 

Auch weitere Prüfberichte hätten bestä-

tigt, dass das Kühlwasser ihrer Anlage 

weitestgehend Niederschlagswasser ent-

spreche. Die Kläranlage fungiere in Bezug 

auf das Kühlwasser demnach ausschließ-

lich als Durchlauf zur Weiterleitung in das 

Gewässer. Da eine Reinigung des Kühl-

wassers durch die Kläranlage daher nicht 

erforderlich sei, müsse dies auch Einfluss 

auf die Höhe der Gebühr haben. Sie 

bestreite zudem ausdrücklich, dass ihr 

Kühlwasser ursächlich dafür sei, dass der 

Klärschlamm aufwendig entsorgt werden 

müsse. Angesichts der Werte aus den 

Prüfberichten könne mit Sicherheit ausge-

schlossen werden, dass das Kühlwasser 

auf die Belastung des Klärschlammes mit 

Kupfer messbaren Einfluss habe. Die 

Werte des eingeleiteten Kühlwassers 

lägen seit Jahren unterhalb der Grenzwer-

te. […]

Im Übrigen wies die Klägerin auf die von 

ihr nicht überprüfbare Kalkulation der 

Firma ... hin. Insbesondere sei die Summe 

der in den Veranlagungsjahren 2022 und 

2023 jeweils in Abzug gebrachten Rückla-

ge in Höhe von je ... � nicht nachvollzieh-

bar. Mangels des Vorliegens von Unterla-

gen seien die Abrechnungen des Rückla-

genkontos nicht überprüfbar. Es sei nicht 

plausibel, weshalb in den Veranlagungs-

jahren 2009 bis 2021 Rücklagen hätten 

gebildet werden können und trotzdem 

gleichzeitig eine Erhöhung der Gebühren 

ab dem Jahr 2022 erfolgt sei. Nach der 

Verwendung von ... � für die Veranla-

gungsjahre 2022 und 2023 müsste zum 

31. Dezember 2023 noch eine Rücklage in 

Höhe von ... � bestanden haben. Anstatt 

die Gebühren zu erhöhen, wäre der 

Beklagte erst zu deren Verwendung ver-

pflichtet gewesen.

Die Klägerin beantragt, 

den Bescheid über Grundbesitzabgaben 

vom 12. Oktober 2023 und den Wider-

spruchsbescheid vom 15. Februar 2024 

aufzuheben, soweit die darin festgesetzte 
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Schmutzwasserbeseitigungsgebühr für 

das Jahr 2022 den Betrag von ... � und die 

Vorausleistung für das Jahr 2023 den 

Betrag von ... � übersteigt.

Hilfsweise beantragt sie, Beweis zu erhe-

ben gemäß der Anträge zu Nrn. 5.1, 5.2 

und 5.3 gemäß Schriftsatz vom 24. Okto-

ber 2025.

Der Beklagte beantragt, die Klage abzu-

weisen.

Zur Begründung wiederholt er im Wesent-

lichen sein Vorbringen im Widerspruchs-

bescheid. Ergänzend führt er aus, dass 

das Schmutzwasser im Klärwerk unab-

hängig vom Verschmutzungsgrad auf 

dieselbe Art und Weise gereinigt werde. 

Über andere technische Möglichkeiten 

verfüge die Gemeinde nicht. Das Kühl-

wasser der Klägerin könne deshalb auch 

nicht gesondert aufgefangen und behan-

delt werden. Dadurch würde auch die ent-

sprechende Abwassergebühr entfallen. 

[…]

Hinsichtlich der Erhöhung des Gebühren-

satzes trägt der Beklagte vor, dass hierfür 

vor allem maßgeblich sei, dass seit dem 

Jahr 2022 keine Grundgebühr pro Haus-

anschluss (15 �) mehr erhoben werde. Im 

Übrigen sei die Kalkulation der Abwasser-

gebührensätze der Jahre 2017 bis 2021 

auf die erstellte Gebührenkalkulation für 

das Jahr 2016 gestützt worden. Dies sei 

deshalb geschehen, weil die Verhältnisse 

im Wesentlichen unverändert geblieben 

seien. Im Rahmen der jeweiligen Progno-

se für die Jahre 2017 bis 2021 habe sich 

die Kalkulation aus dem Jahr 2016 näm-

lich weiterhin als valide und günstig für 

den Gebührenschuldner erwiesen. Der 

Beklagte habe deshalb davon abgese-

hen, für die Jahre 2017 bis 2021 eine 

eigenständige neue Kalkulation zu erstel-

len. Gegen diese Vorgehensweise sei 

auch nichts zu erinnern. Hinsichtlich der 

Bemängelung der Verwendung von Rück-

lagen seitens der Klägerin trägt der 

Beklagte vor, aus dem Kalkulationsblatt 

für die Jahre 2015 und 2016 und den darin 

kalkulierten Gebührensätzen gehe hervor, 

dass aus den vereinnahmten Gebühren 

überhaupt keine umfangreichen Rückla-

gen gebildet worden seien. Vielmehr 

seien die Gebührensätze für die Jahre 

2015 und 2016 nicht kostendeckend 

kalkuliert worden. Ein Vergleich der Kos-

tenpositionen für die Jahre 2015 und 2016 

sowie für die Jahre 2022 und 2023 zeige 

außerdem, dass der gebührenfähige 

Aufwand in Summe gestiegen sei (2015: 

... �, 2016: ... �, 2022: ... �, 2023: ... �). Eine 

exorbitante Steigerung sei hieraus jedoch 

nicht zu erkennen. Der Stand einer Ge-

bührenausgleichsrücklage sei als ledig-

lich haushälterische Rechnung für die 

Gebührenkalkulation im Übrigen grund-

sätzlich auch nicht maßgebend. Allein 

entscheidend seien die Regelungen über 

den Über-/Unterdeckungsausgleich nach 

§ 6 Abs. 2 Satz 9 und 10 KAG. Die hier vor-

liegende langjährige Fortführung einer 

Gebührenausgleichsrücklage, aus der er 

Entnahmen für einen Ausgleich jenseits 

der gebührenrechtlichen Dreijahresfrist 

tätige, sei demgegenüber unbeachtlich. 

Es bestehe für ihn keine gesetzliche Ver-

pflichtung, die Gebührenausgleichsrück-

lage in den Jahren 2022 und 2023 über 

die jeweils entnommenen ... � hinaus 

weiter abzubauen. Eine vorherige Über-

deckung müsse nämlich nicht mehr aus-

geglichen werden, wenn der Ausgleichs-

zeitraum nach § 6 Abs. 2 Satz 9 KAG 

bereits abgelaufen sei. […]

Aus den Gründen: 

Die Klage ist zulässig und begründet.

Die den streitgegenständlichen Abgaben-

festsetzungen zugrundeliegende Abwas-

sergebührensatzung der Gemeinde ... 

vom 8. Mai 2023 ist jedoch unwirksam.

Sie ist zwar formell rechtmäßig.

Insbesondere wurde sie am 8. Mai 2023 

einstimmig von der Gemeindevertretung 

beschlossen und vom Bürgermeister aus-

gefertigt. Sie wurde gemäß § 9 Abs. 1 der 

im Zeitpunkt der Bekanntgabe geltenden 

Hauptsatzung der Gemeinde ..., Kreis ... 

vom 14. März 2022 durch Bereitstellung 

im Internet am 11. Mai 2023 bekannt 

gemacht. Sie ist – mit Ausnahme des § 4 

Abs. 4 der Satzung (Gebührenmaßstab 

für die Niederschlagswasserbeseitigung) 

– rückwirkend zum 1. Januar 2022 in Kraft 

getreten.

Die Satzung ist jedoch materiell unwirk-

sam.

Sie berücksichtigt zwar das Zitiergebot 

des § 66 Abs. 1 Nr. 2 Landesverwaltungs-

gesetz Schleswig-Holstein (LVwG) in aus-

reichendem Maße. Die Satzung zitiert 

unter anderem § 4 der Gemeindeordnung 

Schleswig-Holstein (GO) und die §§ 1, 2 

und 6 KAG. Dabei ist es unschädlich, 

dass § 2 KAG in der Einleitungsformel 

insgesamt und nicht absatzgenau zitiert 

worden ist (vgl. OVG Schleswig, Urteil 

vom 13. Februar 2020 – 2 LB 16/19 – juris 

Rn. 26).

Das rückwirkende Inkrafttreten der Ab-

wassergebührensatzung gemäß § 13 

Abs. 1 AbwGebS zum 1. Januar 2022 bzw. 

1. Januar 2023 ist ebenfalls nicht zu bean-

standen und beruht auf § 2 Abs. 2 Satz 1 

und 2 KAG. Danach kann eine Satzung 

mit rückwirkender Kraft erlassen werden, 

wenn sie eine die gleiche oder eine gleich-

artige Abgabe enthaltende Regelung oh-

ne Rücksicht auf deren Rechtswirksam-

keit ausdrücklich ersetzt. Die Rückwir-

kung kann bis zu dem Zeitpunkt ausge-

dehnt werden, zu dem die ersetzte Sat-

zung in Kraft getreten war oder in Kraft 

treten sollte. Diese Voraussetzungen sind 

hier gegeben, da die Abwassergebühren-

satzung vom 8. Mai 2023 die Vorgänger-

satzung vom 24. Februar 2022 nebst 

Nachtragssatzung vom 13. Dezember 

2022 ersetzt hat. […]

Auch die in § 13 Abs. 3 Satz 2 AbwGebS 

enthaltene Regelung, dass die Schmutz-

wassermenge für das Jahr 2023 aus 

Gründen der Verwaltungspraktikabilität 

zur Vermeidung von Zwischenablesun-

gen zeitanteilig nach Tagen aufgeteilt und 

dem jeweiligen Gebührensatz zuzurech-

nen ist, wenn für das Jahr 2023 aufgrund 

der Satzung und ihrer Rückwirkung unter 

Beachtung des Schlechterstellungsver-

botes für die Zeit vor der Bekanntma-

chung der Satzung andere Gebührensät-

ze als für die Zeit nach der Bekanntma-

chung zu berücksichtigen sind, ist nicht 

zu beanstanden. Da die Gemeinde die 

Änderung der Satzung im noch laufenden 

Jahr 2023 vorgenommen hat und der 

Erhebungszeitraum für das Jahr 2023 da-

her noch nicht aufgelaufen war, bestand 

für eine solche Regelung keine zwingen-

de Notwendigkeit, weil hier kein Fall einer 

echten Rückwirkung vorliegt (vgl. Thiem/

Böttcher, in: Kommunalabgabengesetz 

Schleswig-Holstein, 30. Ergänzungsliefe-

rung Mai 2025, § 2 Rn. 64a).

Die Satzung verstößt ferner nicht gegen 

das Schlechterstellungsverbot des § 2 

Abs. 2 Satz 3 KAG. Zur Wahrung des 

Schlechterstellungsverbots wird verlangt, 

dass sich hierzu eine entsprechende Be-

stimmung in der Satzung befindet (OVG 

Schleswig, Urteil vom 20. März 2002 – 2 K 

4/00 – juris Rn. 16). Diesen Anforderungen 

genügt die Abwassergebührensatzung 

der Gemeinde, indem sie in § 13 Abs. 3 

Satz 1 AbwGebS bestimmt, dass auf-

grund dieser Satzung für die Vergangen-

heit niemand schlechter gestellt werden 

darf als nach dem durch die Satzung 

ersetzten Satzungsrecht.

Die Abwassergebührensatzung enthält 

auch die nach § 2 Abs. 1 Satz 2 KAG erfor-

derlichen Mindestangaben (§ 1 Abs. 2 

Gegenstand der Gebühr, § 3 Gebühren-

maßstab für die Schmutzwasserbeseiti-

gung, § 5 Gebührenhöhe, § 6 Gebühren-

pflichtige, § 8 und § 9 Erhebungszeitraum, 

Fälligkeit der Gebühr und Vorauszahlun-

gen). Zwar beinhaltet die Satzung keine 
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ausdrückliche Regelung zum Entste-

hungszeitpunkt der Abgabe (vgl. VG 

Schleswig, Urteil vom 6. Februar 2019 – 4 

A 66/16 – juris Rn. 48). Durch die Rege-

lung in § 8 Abs. 1 AbwGebS, wonach 

Erhebungszeitraum das Kalenderjahr ist, 

und die in § 9 Abs. 1 AbwGebS enthaltene 

Regelung, dass nach Ablauf des Erhe-

bungszeitraumes die Abwassergebühr 

festgesetzt wird, kann der Entstehungs-

zeitpunkt – der Ablauf des Kalenderjahres 

– im Wege der Auslegung jedoch noch 

hinreichend genau bestimmt werden. 

Dass der Satzungsgeber davon ausge-

gangen ist, dass die Abgabe erst mit 

Ablauf des Kalenderjahres entsteht, wird 

zudem durch die in § 9 Abs. 2 Satz 2 Abw-

GebS normierte Möglichkeit der Festset-

zung von Vorauszahlungen deutlich.

Die Satzung ist auch nicht deshalb un-

wirksam, weil der von der Gemeinde in § 3 

Abs. 2 AbwGebS gewählte Gebühren-

maßstab keine Differenzierung zwischen 

herkömmlichem Abwasser (Schmutzwas-

ser) und Kühlwasser enthält. Entgegen 

der Ansicht der Klägerin verstößt die Sat-

zung damit weder gegen das Äquivalenz-

prinzip noch gegen den allgemeinen 

Gleichbehandlungsgrundsatz.

Die Gemeinde muss bei der Bestimmung 

eines Gebührenmaßstabes das Äquiva-

lenzprinzip als die von der Rechtsordnung 

vorgegebene Grundlage der Ausgestal-

tung des Gebührenmaßstabes in Bezie-

hung zu dem Gebührenbedarf und dem 

Gebührenaufkommen beachten. Das 

Äquivalenzprinzip betrifft demnach das 

Leistungsverhältnis zwischen Abgaben-

gläubiger und Abgabenschuldner und 

sagt nichts darüber aus, ob die erhobene 

Gebühr im konkreten Einzelfall leistungs-

gerecht ist. Ergänzt wird dieses Prinzip 

durch den verfassungsrechtlichen Grund-

satz der allgemeinen Gleichbehandlung 

nach Art. 3 Abs. 1 GG, dem die Maßstabs-

regelung in Bezug auf ihre Auswirkungen 

auf die Abgabenpflichtigen untereinander 

genügen muss (vgl. Brüning, Kommunale 

Gebühren, 1. Auflage 2018, § 8 Rn. 2 ff.; 

Thiem/Böttcher, in: Kommunalabgaben-

gesetz Schleswig-Holstein, 30. Ergän-

zungslieferung Mai 2025, § 6 Rn. 112). Der 

Gebührenmaßstab darf weder in einem 

Missverhältnis zu der von der öffentlichen 

Gewalt gebotenen Leistung stehen 

(BVerwG, Urteil vom 24. März 1961 – VII C 

109.60 – juris; BVerfG, Beschluss vom 11. 

Oktober 1966 – 2 BvR 179/64, 476/64, 

477/64 – juris Rn. 44) noch zu einer Un-

gleichbehandlung der Gebührenpflichti-

gen untereinander führen. Insbesondere 

hat der Satzungsgeber auch das für die 

einzelne Abgabenart geltende landes-

rechtliche Prinzip der speziellen Entgelt-

lichkeit nach § 6 Abs. 4 Satz 2 KAG zu 

berücksichtigen. Danach sind die Gebüh-

ren grundsätzlich nach dem Umfang und 

der Art der Inanspruchnahme der öffentli-

chen Einrichtung zu bemessen. 

[…]

Grundsätzlich kommt der Gemeinde bei 

der Ausgestaltung des Gebührenmaßsta-

bes ein weiter Ermessensspielraum zu. 

Das bedeutet, dass das Gericht nicht be-

fugt ist, eigene Zweckmäßigkeitserwä-

gungen an die Stelle derjenigen der 

Gemeinde zu stellen. Die gerichtliche 

Überprüfung beschränkt sich insoweit 

darauf, ob der von der Gemeinde gewähl-

te Maßstab innerhalb des ihr eingeräum-

ten Ermessensspielraums liegt. Nach der 

Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts ist die Grenze dort zu zie-

hen, wo ein sachlich einleuchtender 

Grund für eine gesetzliche Differenzie-

rung fehlt (vgl. BVerfG, Beschlüsse vom 

16. Juni 1959 – 2 BvL 10/59 – juris Rn. 11 

und vom 14. April 1964 – 2 BvR 69/62 – 

juris Rn. 42). Nur die Einhaltung die-

ser äußersten Grenzen ist unter dem Ge-

sichtspunkt des Gleichheitssatzes zu 

prüfen, nicht hingegen die Frage, ob der 

(Orts-)Gesetzgeber im Einzelnen die 

zweckmäßigste, vernünftigste und ge-

rechteste Lösung gefunden hat (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 14. April 1967 – VII C 

15.65 – juris Rn. 23). Dabei ist im Abga-

benrecht zusätzlich auf die Typengerech-

tigkeit abzustellen, die es dem (Orts-)Ge-

setzgeber gestattet zu verallgemeinern 

und zu pauschalieren und damit zulässt, 

an Regelfälle eines Sachbereichs anzu-

knüpfen (vgl. BVerwG, Urteil vom 19. 

Oktober 1966 – IV C 99.65 – juris Rn. 9). 

[…]

Gemessen hieran ist es nicht ermessens-

fehlerhaft, dass die Gemeinde in der 

Abwassergebührensatzung keine Ge-

bührendifferenzierung zwischen her-

kömmlichem Abwasser (Schmutzwasser) 

und Kühlwasser vorgenommen hat.

Es liegt zunächst kein Verstoß gegen das 

Prinzip der speziellen Entgeltlichkeit vor, 

da die gemeindliche Einrichtung – hier die 

Kläranlage – keine unterschiedlichen 

Leistungen erbringt. Die Abgabenschuld-

ner im Gemeindegebiet nehmen als Indi-

rekteinleiter die gesamte Kläranlage samt 

aller Reinigungsstufen in Anspruch und 

nutzen damit nicht nur einen Teilbereich 

der öffentlichen Entwässerungseinrich-

tung. Unabhängig von der unstreitig ge-

ringeren Schmutzfracht des von der Klä-

gerin eingeleiteten Kühlwassers leitet sie 

dieses als Abwasser in die gemeindliche 

Kanalisation ein. Spätestens dort wird es 

mit häuslichem Abwasser vermengt und 

sodann in der Kläranlage der Gemeinde 

gereinigt. Die Kläranlage ist unstreitig 

technisch nicht in der Lage, das Abwasser 

der Klägerin getrennt zu behandeln, viel-

mehr durchläuft ihr Abwasser – wie das 

Abwasser anderer Einleiter auch – sämtli-

che Reinigungsstufen. Die mit der Gebühr 

abzugeltende Abwasserbeseitigung stellt 

sich hier mithin als eine nicht teilbare 

Leistung dar und unterscheidet sich auch 

von Fällen, in denen etwa ein Industriebe-

trieb unter Einsatz einer eigenen Pump-

station und einer eigenen Druckleitung 

sein Produktionsabwasser direkt in eine 

Kläranlage einleitet und diese erst ab der 

zweiten Reinigungsstufe (biologischer 

Teil) in Anspruch nimmt (vgl. zu einem 

solchen Fall: OVG Magdeburg, Urteil vom 

5. Juli 2007 – 4 L 264/06 – juris). Selbst in 

einem solchen Fall hat das Oberverwal-

tungsgericht Magdeburg jedoch offen ge-

lassen, ob die Gemeinde dem durch die 

Festsetzung entsprechend differenzierter 

Gebührensätze Rechnung tragen muss 

oder diese Entscheidung im Ermessen 

des Satzungsgebers steht (vgl. OVG 

Magdeburg, Urteil vom 5. Juli 2007 – 4 L 

264/06 – juris Rn. 28). Wenn aber – wie 

hier – keine teilbare Leistung erbracht wird 

und die Abwasserbeseitigungsanlagen 

vollständig beansprucht werden, ist es 

nicht zu beanstanden, wenn sich die Ge-

meinde dazu entschließt, keinen „Leicht-

verschmutzerrabatt“ zu gewähren. Zwar 

ist die Gemeinde bei einem Großver-

brauch von Frischwasser mit einer unter-

durchschnittlichen Verschmutzung des 

eingeleiteten Abwassers rechtlich nicht 

gehindert, einen Leichtverschmutzerab-

schlag in der Satzung vorzusehen. Eine 

Verpflichtung zur Einführung eines Leicht-

verschmutzerabschlages besteht jedoch 

nicht, da bei „Leichtverschmutzern“ das 

Ausgleichsverhältnis zwischen Gebühr 

und Leistung ohne entsprechende Ab-

schläge nicht verletzt ist. Die kommunale 

Kläranlage wird nämlich auch durch nur 

leicht verschmutztes Abwasser belastet 

und damit insgesamt in Anspruch genom-

men (vgl. Lichtenfeld, in: Driehaus, Kom-

munalabgabenrecht, 73. Aktualisierung 

2025, § 6 Rn. 761 unter Verweis auf 

BVerwG, Beschluss vom 25. Februar 1972 

– VII B 91.70 – BeckRS 1972, 31289705).

Entgegen der Ansicht der Klägerin läuft 

die fehlende Gebührendifferenzierung 

auch nicht dem Äquivalenzprinzip zuwi-

der. Die Kalkulation dokumentiert die 

Kostenpositionen für die Veranlagungs-

jahre 2022 und 2023 einerseits und die 

jeweilige Höhe des festgesetzten Gebüh-

rensatzes andererseits, weshalb keine 
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Anhaltspunkte für eine gröbliche Störung 

des Ausgleichsverhältnisses zwischen 

der Gebühr und dem Wert der erbrachten 

Leistung für den Empfänger ersichtlich 

sind.

Die fehlende Differenzierung des Gebüh-

renmaßstabes verstößt auch nicht gegen 

den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz.

[…]

Vorliegend behandelt die Satzung durch 

den einheitlich gewählten Gebühren-

maßstab in § 3 Abs. 2 AbwGebS – die in 

die öffentliche Abwasserbeseitigungsan-

lage eingeleitete Schmutzwassermenge – 

ungleiche Sachverhalte gleich. Denn der 

Satzungsgeber erhebt unabhängig da-

von, wie verschmutzt die eingeleiteten 

Abwässer sind, einen einheitlichen Ge-

bührensatz. Zwar werden die häuslichen 

Abwässer und das Kühlwasser nicht ge-

trennt eingeleitet, da die Gemeinde nicht 

über die technische Möglichkeit für ein 

gesondertes Auffangen verfügt. Sie trägt 

damit aber auch nicht dem Umstand 

Rechnung, dass ein erheblicher Anteil des 

in ihre Kläranlage eingeleiteten Abwas-

sers nur gering verschmutztes Kühlwas-

ser ist.

Diese fehlende Differenzierung ist jedoch 

durch sachliche Gründe gerechtfertigt. 

Insbesondere verstößt sie nicht gegen 

den Grundsatz der Typengerechtigkeit, 

hat keine erheblichen Auswirkungen auf 

die Betroffenen und ist auch vor dem Hin-

tergrund der Verwaltungspraktikabilität 

gerechtfertigt.

Richtig ist zwar, dass in dem betreffenden 

Gemeindegebiet (ohne Teilbereich) im 

Jahr 2022 nach der Kalkulation der Ge-

meinde eine Anzahl von 1.063 Hausan-

schlüssen bzw. Grundstücken (vgl. Bl. 11 

der Beiakte B) vorhanden war und das 

Gesamtvolumen des Abwassers in Höhe 

von ... m3 gering verschmutztes Abwasser 

im Umfang von ... m3 enthielt. Dies ent-

spricht 32,45 %. Das Gericht ist jedoch zu 

der Überzeugung gekommen, dass sich 

der Bezugspunkt der 10 %-Grenze hin-

sichtlich des Grundsatzes der Typenge-

rechtigkeit nicht auf den Gebühren-

maßstab – hier in Gestalt des eingeleiteten 

Schmutzwassers –, sondern auf die von 

der jeweiligen Regelung betroffenen Ge-

bührenschuldner bzw. die zu entwässern-

den Grundstücke bezieht. Dafür spricht 

bereits der Sinn und Zweck des Grundsat-

zes der Typengerechtigkeit, der es dem 

Satzungsgeber ermöglichen soll, eine 

Pauschalisierung von Regelfällen eines 

Sachbereichs vorzunehmen. Er soll eine 

im Interesse der Verwaltungsvereinfa-

chung und Verwaltungspraktikabilität vom 

Satzungsgeber getroffene Entscheidung 

für einen bestimmten „Regelungstypus“ 

davor bewahren, durch das Auftreten von 

Einzelfällen, die der Regelung unterfallen, 

dem Typus aber widersprechen, infrage 

gestellt zu werden (vgl. BVerwG, Be-

schluss vom 28. August 2008 – 9 B 40.08 – 

juris Rn. 10). Als Regelung des Sachbe-

reichs ist vorliegend daher nicht auf die 

Schmutzwassermenge abzustellen, son-

dern auf die von der Schmutzwasser-

gebührenerhebung betroffenen Grund-

stücke im Gemeindegebiet. Ausgehend 

hiervon leitet unstreitig nur ein Grundstück 

im betreffenden Gemeindegebiet teilweise 

gering verschmutzte Abwässer ein, so-

dass nicht mehr als 10 % der von der Rege-

lung betroffenen Fälle dem „Typ“ wider-

sprechen.

Des Weiteren hat die fehlende Differenzie-

rung bei wertender Betrachtung auch 

keine erheblichen Auswirkungen, da in-

sofern verschiedene Möglichkeiten eines 

Vermeidungsverhaltens gegeben sind. 

Zum einen besteht für die Klägerin die 

bereits im Jahr 2008 zwischen den Betei-

ligten erörterte Möglichkeit, ihr System auf 

eine geschlossene Kreislaufführung ohne 

Frischwasserzufuhr umzustellen. Die von 

der Klägerin im Rahmen der mündlichen 

Verhandlung hierzu vorgetragenen Argu-

mente, wonach eine Umstellung auf ein 

Kreislaufsystem zeitaufwendig und schwer 

umsetzbar sei, stellen sich für das Gericht 

vor diesem Hintergrund als reines internes 

Organisationsproblem der Klägerin dar. 

Jedenfalls hat die Klägerin nicht dargelegt, 

dass es ihr generell nicht möglich wäre, 

ihren Frischwasserverbrauch für die Küh-

lung zu reduzieren. Namentlich ergibt sich 

dies nicht bereits aus dem in der münd-

lichen Verhandlung geschilderten Um-

stand, dass sich der bislang priorisierte 

Einsatz von Brunnenwasser als Kühlwas-

ser, aber auch ein geschlossener Frisch-

wasserkreislauf aus Platzgründen nicht 

haben umsetzen lassen. Zum anderen 

könnte die Klägerin eine wasserrechtliche 

Erlaubnis zur Direkteinleitung ihres Kühl-

wassers beantragen, wenn es – wie von ihr 

behauptet – tatsächlich die Anforderungen 

an das Einleiten von Abwasser in Gewäs-

ser erfüllt. Bei beiden Varianten würde das 

Einleiten von Kühlwasser in die öffentliche 

Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung 

demnach entfallen.

Zu berücksichtigen ist schließlich, dass 

eine Gebührendifferenzierung aufgrund 

der vielfältigen rechtlichen Gestaltungs-

möglichkeiten und der sich insbesondere 

aus der erforderlichen Kalkulation erge-

benden rechtlichen Risiken mit einem 

beachtlichen Verwaltungsaufwand ver-

bunden wäre (vgl. Desens, in: Christ/

Oebbecke, Handbuch Kommunalabga-

benrecht, 2. Auflage 2022, D. Gebühren, 

Rn. 545), welcher aufgrund der besonde-

ren Situation eines einzelnen Gewerbebe-

triebs, der im Gemeindegebiet Kühlwas-

ser in die öffentliche Abwassereinrichtung 

einleitet, nicht im Verhältnis zu der erziel-

baren Lenkungswirkung steht.

Die Satzung ist jedoch deshalb unwirk-

sam, weil die Gebührenkalkulationen für 

die Jahre 2022 und 2023 bei der Ermitt-

lung der Abgabensätze an Kalkulations-

fehlern leiden.

Der Abgabensatz ist dann unwirksam, 

wenn die Kalkulation des Abgabensatzes 

auf nicht sachgerechten Annahmen be-

ruht. Dies gilt auch dann, wenn sich das 

Ergebnis der Kalkulation durch nachfol-

gende Prüfungen bestätigen lässt. Denn 

wird ein Abgabensatz ohne Berücksichti-

gung der zu stellenden Anforderungen 

bestimmt, ist er unabhängig davon ungül-

tig, ob sich durch eine später erstellte 

Berechnung nachweisen lässt, dass die in 

der Satzung bestimmten Abgabensätze – 

gleichsam zufällig – nicht aufwandsüber-

schreitend sind (st. Rspr. OVG Schleswig, 

Urteile vom 14. September 2017 – 2 KN 

3/15 – juris Rn. 67 und vom 21. November 

2007 – 2 LB 31/07 – juris Rn. 31 ff.).

Ausgehend hiervon ist zunächst festzu-

stellen, dass der Satzung vom 8. Mai 2023 

für die Bestimmung der Gebührensätze 

ausweislich der Beschlussvorlage der 

Gemeinde die Gebührenkalkulationen 

der Firma ... für das Jahr 2022 vom 2. Mai 

2023 und für das Jahr 2023 vom 28. April 

2023 zugrunde lagen.

Im Rahmen der Überprüfung einer Kalku-

lation von Abgaben ist das Gericht nach 

der Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts (vgl. Urteil vom 17. April 

2002 – 9 CN 1.01 – juris Rn. 43 m.w.N.) 

nicht gehalten, sich ungefragt auf Fehler-

suche zu begeben. Es entspricht in der 

Regel nicht einer sachgerechten Handha-

bung der gerichtlichen Kontrolle, die Ab-

gabenkalkulation eines kommunalen Sat-

zungsgebers „ungefragt“ einer Detailprü-

fung zu unterziehen. Dies bedeutet, dass 

das Gericht lediglich denjenigen Fra-

gen hinsichtlich der Gebührenkalkulation 

nachzugehen hat, die der Kläger selbst 

substantiiert aufwirft. Zwar verlangt der 

Grundsatz der Amtsermittlung nach § 86 

Abs. 1 VwGO, dass das Gericht alle ver-

nünftigerweise zu Gebote stehenden Mög-

lichkeiten zur Aufklärung des für seine 

Entscheidung maßgeblichen Sachverhalts 

ausschöpft, die geeignet erscheinen, die 

erforderliche Überzeugung für dessen 

Richtigkeit zu gewinnen. Diese Pflicht 

findet aber in der Mitwirkungspflicht der 
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Beteiligten eine Grenze. Diese besteht 

nicht nur darin, dass das Gericht die Be-

teiligten zur Erforschung des Sachverhalts 

mit heranziehen kann, sondern auch und 

gerade darin, dass der Kläger die zur 

Begründung seiner Klage dienenden Tat-

sachen und Beweismittel nach § 82 Abs. 1 

Satz 2 VwGO angeben soll. Solange er 

seiner Pflicht nicht nachkommt, überprüf-

bare und einem Beweis zugängliche Tatsa-

chen vorzutragen, braucht das Gericht der 

bloßen Möglichkeit fehlerhaft bestimmter 

Gebührensätze nicht nachzugehen. 

[…]

Die Klägerin hat danach konkret und sub-

stantiiert nur die jeweils in den Kalkulatio-

nen unter Nr. 5 (Ermittlung des Deckungs-

bedarfs) berücksichtigten „Kostenüber-

deckungen aus Vorjahren“ in Höhe von je 

... � gerügt. Sie hat dazu vorgebracht, 

dass die Gemeinde ihre bestehende 

Gebührenausgleichsrücklage erst hätte 

verbrauchen müssen, bevor sie die Ge-

bühren ab dem Jahr 2022 hätte erhöhen 

dürfen.

Gemäß § 6 Abs. 2 Satz 9 KAG ist eine sich 

am Ende des Kalkulationszeitraums aus 

einer Abweichung der tatsächlichen von 

den kalkulierten Kosten ergebende Kos-

tenüber- oder -unterdeckung innerhalb 

der auf die Feststellung der Über- oder 

Unterdeckung folgenden drei Jahre aus-

zugleichen. Eine fehlerhafte Berechnung 

von Überschüssen und ihre Nichtberück-

sichtigung wirkt sich jedoch nur auf den 

Gebührensatz der Rechnungsperiode 

aus, weshalb eine Fortschreibung nicht 

stattfindet (vgl. BVerwG, Urteil vom 17. 

August 2017 – 9 CN 1.18 – juris Rn. 40; 

OVG Schleswig, Urteil vom 22. Oktober 

2003 – 2 LB 148/02 – BeckRS 2003, 

30473424; Beschluss vom 25. August 

2005 – 2 LA 50/05 – n.v.). […]

Nach den vorstehenden Maßstäben be-

steht daher keine gesetzliche Verpflich-

tung der Gemeinde, die mindestens seit 

dem Jahr 2008 geführte Gebührenaus-

gleichsrücklage über die entnommenen 

Beträge von je ... � weiter abzubauen. Wie 

der Beklagte schriftsätzlich und auch in 

der mündlichen Verhandlung nochmals 

klargestellt hat, handelt es sich bei der 

Berücksichtigung in Höhe von jeweils ... � 

nämlich nicht – wie in den Gebührenkalku-

lationen bezeichnet – um den Ausgleich 

von Kostenüberdeckungen aus Vorjahren 

im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 9 KAG. Es 

handelt sich vielmehr um einen Ausgleich 

von Überschüssen aus früheren Jahren, 

der jenseits der gebührenrechtlichen 

Dreijahresfrist getätigt wurde. Die Entnah-

me aus der Gebührenausgleichsrücklage 

erfolgte daher lediglich – wie der Beklagte 

in der mündlichen Verhandlung bestätig-

te – aus politischen Gründen, um die 

Schmutzwasserbeseitigungsgebühren 

möglichst gering halten zu können.

Die vorliegenden Gebührenkalkulationen 

verstoßen jedoch gegen § 6 Abs. 2 Satz 9 

KAG, weil keine Ausgleichspflichtigen 

bzw. -fähigen Über- bzw. Unterdeckungen 

aus den vorhergehenden Kalkulations-

zeiträumen ab 2018 (für 2022) und ab 

2019 (für 2023) ermittelt und berücksich-

tigt wurden.

Die Festsetzung der Gebührensätze fällt 

in die Kompetenz der Gemeindevertre-

tung. Diese kann die Gebührensätze nur 

auf der Grundlage einer Kalkulation, die 

sie sich zu eigen macht, ermessensfehler-

frei durch Satzung festlegen. Aus der Be-

schlussvorlage müssen sich dabei die 

Gründe für die Festlegung der Gebühren-

sätze aus der herangezogenen Gebüh-

renkalkulation ergeben. Dabei wird ver-

langt, dass die Kalkulation die kalkulatori-

schen Leitentscheidungen widerspiegelt 

(vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 3. Mai 

2021 – 9 KN 162/17 – juris Rn. 239; OVG 

Schleswig, Beschluss vom 15. Mai 2017 – 

2 KN 1/16 – juris Rn. 49 ff. m. w. N.).

Die Gebührenkalkulation dient auf der 

ersten Stufe der Ermittlung der zulässigen 

Gebührensatzobergrenze und setzt vor-

aus, dass für den Kalkulationszeitraum – 

hier einjährig gewählt – die ansatzfähigen 

Kosten der öffentlichen Einrichtung nach 

betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ge-

mäß § 6 Abs. 2 Satz 2 KAG ermittelt wer-

den. Die umlagefähigen Kosten sind auf 

der zweiten Stufe nach Maßgabe des in 

der Satzung vorgesehenen gültigen Ge-

bührenmaßstabs auf alle Benutzer der 

Einrichtung leistungsgerecht zu verteilen 

(vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 3. Mai 

2021 – 9 KN 162/17 – juris Rn. 240). Führt 

die Gemeinde oder der sonstige Einrich-

tungsträger keine (Vor-)Kalkulation durch, 

so gibt es keinen Bemessungszeitraum, 

an dessen Ende sich eine Über- oder 

Unterdeckung ergeben könnte. Eine ge-

gebenenfalls auszugleichende Über- 

oder Unterdeckung kann nur nach einem 

Vergleich der tatsächlichen mit den kalku-

lierten Kosten bzw. Maßstabseinheiten 

eintreten (vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 

3. Mai 2021 – 9 KN 162/17 – juris Rn. 275). 

Deshalb kommt der mit der Vorauskalku-

lation kongruenten Betriebsabrechnung 

für den abgelaufenen Kalkulationszeit-

raum eine besondere Bedeutung zu. Ihr 

müssen dieselben Leitentscheidungen 

zugrunde gelegt werden, wie dies bei der 

Vorauskalkulation der Fall war (vgl. OVG 

Schleswig, Beschluss vom 15. Mai 2017 – 

2 KN 1/16 – juris Rn. 50).

Diese Maßstäbe hat die Gemeinde in den 

Gebührenkalkulationen für die streitge-

genständlichen Jahre 2022 und 2023 

nicht beachtet. Dem Satzungsgeber lag 

bei der Beschlussfassung über die Ge-

bührenhöhe nämlich nicht die wirkliche 

Höhe der in der Gebührenkalkulation für 

2022/2023 Ausgleichspflichtigen bzw. -fä-

higen Über- bzw. Unterdeckungen vor, da 

die Gemeinde keine Kostenüber- oder 

-unterdeckungen anhand entsprechen-

der Betriebsabrechnungen für die betref-

fenden vorherigen Kalkulationszeiträume 

erstellt hat und hierzu tatsächlich auch gar 

nicht in der Lage war, weil – wie der Be-

klagte in der mündlichen Verhandlung 

selbst eingestanden hat – für die Gebüh-

renerhebung vor 2022 keine Gebühren-

vorauskalkulation erstellt worden war.

Der von dem Beklagten überhaupt erst 

auf Nachfrage des Gerichts vorgelegte 

Entwurf einer „Betriebsabrechnung 2019 

zur Ermittlung von Kostenüber-/Kosten-

unterdeckungen“ vom 5. Januar 2021 (Bl. 

517 ff. der Gerichtsakte) weist zwar nach 

Gegenüberstellung des Deckungsbe-

darfs für die zentrale Abwasserbeseiti-

gung und der Gebührenerlöse eine Kos-

tenüberdeckung im Jahr 2019 in Höhe 

von ... � (Bl. 522 der Gerichtsakte) aus. 

Wie der Beklagte in der mündlichen Ver-

handlung klargestellt hat, handelt es sich 

hierbei in Wirklichkeit jedoch nicht um eine 

Betriebsabrechnung im eigentlichen Sin-

ne, sondern lediglich um eine Nachkalku-

lation, die im Entwurfsstadium stehen 

geblieben und nicht abgeschlossen wor-

den ist. Im Zeitpunkt des Satzungsbe-

schlusses konnte die Gemeinde dem-

nach keine Kostenüber- oder -unterde-

ckungen im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 9 

KAG feststellen, weil die bloße Fortschrei-

bung der Gebührensätze in dem Zeitraum 

2017 bis 2021 – gestützt auf die Kalkulati-

on für das Jahr 2016 – ihrerseits keine ord-

nungsgemäße Gebührenkalkulation als 

Voraussetzung für die Ermittlung von 

Über- und Unterdeckungen darstellt (vgl. 

VGH München, Beschluss vom 16. Mai 

2025 – 4 CS 25.564– juris Rn. 8).

Entgegen der Ansicht des Beklagten führt 

die von ihm angeführte Entscheidung des 

Oberverwaltungsgerichts Schleswig (Ur-

teil vom 15. Mai 2017 – 2 KN 1/16 – juris 

Rn. 55), in der sich aus einer für einen 

weiteren dreijährigen Kalkulationszeit-

raum fortgeschriebenen Kalkulation an-

hand einer Betriebsabrechnung im Nach-

hinein ergebende Unterdeckungen nicht 

beanstandet wurden, hier nicht zu einem 

anderen Ergebnis. Eine solche Abrech-

nung ist im vorliegenden Verfahren gera-

de nicht erfolgt. Nach § 6 Abs. 2 Satz 8 
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KAG ist es zwar grundsätzlich möglich, 

einen Gebührensatz für drei Jahre zu 

kalkulieren, um den Abgabensatz über 

mehrere Jahre konstant zu halten. Der 

Kalkulationszeitraum ist jedoch von ent-

scheidender Bedeutung für die Kalkulati-

on und muss der Gemeindevertretung 

daher im Zeitpunkt ihrer Beschlussfas-

sung bekannt sein (vgl. VG Oldenburg, 

Urteil vom 22. Juni 2006 – 2 A 3746/02 – 

juris Rn. 41). Da die Gemeindevertretung 

nicht über die Kalkulation, sondern nur 

über die Gebührensatzung bestimmt, ist 

eine verwaltungsseitige Fortschreibung 

des Gebührensatzes ohne Herbeiführung 

eines neuen Beschlusses der Gemeinde-

vertretung nicht zulässig.

Fehlt es – wie im vorliegenden Fall – an 

einer Vorauskalkulation oder war diese 

mangelhaft, ist von der Gemeinde zu for-

dern, dass sie den Anforderungen für die 

Ermittlung und den Ausgleich von Kosten-

über- und -unterdeckungen im Sinne des 

§ 6 Abs. 2 Satz 9 KAG dadurch möglichst 

nahekommt, indem sie für den in den 

Blick zu nehmenden ausgleichsfähigen 

Kalkulationszeitraum eine Nachkalkulati-

on anhand der tatsächlichen Kosten – der 

sogenannten „harten“ Zahlen – vornimmt. 

Dabei dient die Nachkalkulation allein der 

Berechnung einer etwaigen Über- oder 

-unterdeckung, aber nicht einer Inzident-

kontrolle des früheren Satzungsrechts. 

Über- und Unterdeckungen aus Vorjah-

ren, die nach § 6 Abs. 2 Satz 9 KAG nicht 

mehr ausgeglichen werden können, sind 

daher nicht fortzuschreiben. Die Ergeb-

nisse der Vorjahre spielen nur insoweit 

eine Rolle, als sie tatsächlich zur Einstel-

lung von Kostenüber- oder -unterdeckun-

gen in die Kalkulation geführt haben (vgl. 

OVG Lüneburg, Urteil vom 3. Mai 2021 – 9 

KN 162/17 – juris Rn. 286 m.w.N.). Diesen 

Anforderungen hat die Gemeinde hier 

nicht Genüge getan.

Die infolge der Unwirksamkeit der Abwas-

sergebührensatzung vom 8. Mai 2023 

wiederauflebenden Vorgängersatzungen 

vom 24. Februar 2022 in der Fassung der 

1. Nachtragssatzung vom 13. Dezember 

2022 und vom 13. Dezember 2021 schei-

den als mögliche Rechtsgrundlagen aus, 

da die Gemeinde den ausdrücklichen 

Angaben des Beklagten in der mündlichen 

Verhandlung zufolge für die Gebührener-

hebung vor 2022 keine Gebührenvoraus-

kalkulation erstellt hat und diese daher im 

Ergebnis demselben Fehler unterliegen 

wie die Satzung vom 8. Mai 2023.

[…] 

Aus dem Landesverband

Der Bau-, Planungs- und Umweltaus-

schuss des Schleswig-Holsteinischen 

Gemeindetages kam am 11. März 2026 

zu seiner Frühjahrssitzung im Haus der 

kommunalen Selbstverwaltung in Kiel 

zusammen. Nachdem der Ausschuss-

vorsitzende Jürgen Hettwer die Teilneh-

merinnen und Teilnehmer herzlich be-

grüßt und die Sitzung eröffnet hat, stan-

den aktuelle Entwicklungen in der Bau-, 

Energie- und Vergabepolitik sowie deren 

Auswirkungen auf die kommunale Praxis 

in Schleswig-Holstein im Mittelpunkt. 

Landesgeschäftsführer Jörg Bülow und 

Referent Daniel Kiewitz informierten zu 

verschiedenen Themen und tauschten 

sich mit den Ausschussmitgliedern über 

Erfahrungen aus der kommunalen Praxis 

aus.

Ein besonderer Schwerpunkt lag auf Fra-

gen des treibhausgasreduzierten Bauens 

der öffentlichen Hand, dem Umgang mit 

dem sogenannten „Bau-Turbo“, aktuellen 

energiepolitischen Entwicklungen sowie 

Bau-Turbo, Klimaschutz und Vergabe 

im Fokus 
Bau-, Planungs- und Umweltausschusses des SHGT befasst sich bei 

Frühjahrssitzung mit aktuellen Entwicklungen 

verschiedenen Gesetzgebungs- und För-

derinitiativen auf Landes-, Bundes- und 

europäischer Ebene. 

CO -Schattenpreis bei öffentlichen 2

Bauvorhaben

Als Gast referierte Alexander Böttcher von 

der Vergabeprüfstelle im Ministerium für 

Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 

des Landes Schleswig-Holstein zum 

Thema „Treibhausgasreduziertes Bauen 

der öffentlichen Hand mit CO -Schatten-2

preisen in Schleswig-Holstein“.

Im Zuge der Beschaffung und Verwen-

dung von Bauprodukten und Baustoffen 

rückt der sogenannte CO -Schattenpreis 2

zunehmend in den Fokus. Dabei handelt 

es sich um einen internen, fiktiven Preis 

pro Tonne ausgestoßenem Kohlendioxid, 

der bei Investitions- oder Beschaffungs-

entscheidungen berücksichtigt wird, um 

die Klimafolgen zu monetarisieren. Ziel ist 

es, klimafreundliche Alternativen bei In-

vestitionen zu bevorzugen – selbst dann, 

wenn diese kurzfristig mit höheren Kosten 

verbunden sind.

Im Rahmen der Novellierung des Energie-

wende- und Klimaschutzgesetzes (EWKG) 

wurde hierzu eine Empfehlung an die Kom-

munen aufgenommen. Nach § 7 Absatz 3 

EWKG wird Gemeinden, Kreisen und Äm-

tern empfohlen, bei der Planung und Aus-

schreibung von Baumaßnahmen oberhalb 

eines Schwellenwertes von 500.000 Euro 

einen CO -Schattenpreis zu berücksichti-2

gen. Orientierung soll dabei an den vom 

Umweltbundesamt empfohlenen Kosten-

sätzen für Kohlendioxid- und andere Treib-

hausgasemissionen erfolgen.

Alexander Böttcher stellte praxistaugliche 

Möglichkeiten vor, wie ein CO -Schatten-2

preis im Rahmen kommunaler Vergabe-

verfahren berücksichtigt werden kann, 

und stand den Ausschussmitgliedern für 

Fragen zur Verfügung.

Bau-Turbo: Erfahrungen aus der 

kommunalen Praxis

Über aktuelle Entwicklungen beim soge-

nannten Bau-Turbo berichtete SHGT-Re-

ferent Daniel Kiewitz. Zuletzt hatte die 

Geschäftsstelle über Ergänzungen einer 

landesseitigen Handreichung informiert, 

insbesondere zum Umgang mit dem 

wohnbaulichen Entwicklungsrahmen.

Nach der derzeitigen Auslegung werden 

Wohneinheiten, die über den Bau-Turbo 

entstehen, auf diesen Entwicklungsrah-

men angerechnet. Die damit erfreulicher-

weise geschaffene Möglichkeit, den Ent-

wicklungsrahmen zu überschreiten, hilft 
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damit letztlich nur denjenigen Gemeinden, 

die ihr Wohnbaukontingent bereits ausge-

schöpft haben und zusätzliche Wohn-

einheiten über den Bau-Turbo realisieren 

wollen.

Aus Sicht der SHGT-Geschäftsstelle wird 

die grundsätzliche Anrechnung der über 

den Bau-Turbo geschaffenen Wohnein-

heiten jedoch den Entwicklungsbedürf-

nissen kleinerer Gemeinden im ländlichen 

Raum nicht gerecht. Zudem dürfte diese 

Handhabung nicht vollständig mit der 

Zielsetzung des Bundesgesetzgebers 

übereinstimmen, mit dem Bau-Turbo zu-

sätzlichen Wohnraum zu ermöglichen.

Der SHGT will sich daher weiterhin gegen-

über dem Land dafür einsetzen, dass der 

wohnbauliche Entwicklungsrahmen nicht 

auf über den Bau-Turbo geschaffene 

Wohneinheiten angewendet wird. Der 

Ausschuss schloss sich einstimmig die-

ser Haltung an und verwies darauf, dass 

der Wohnungsmarkt in Schleswig-Hol-

stein landesweit angespannt sei und der 

derzeitige Wohnungsbau den Nachfrage-

bedarf in allen Segmenten nicht decken 

könne. Damit der Bau-Turbo seine vom 

Bund beabsichtigte Wirkung entfalten 

kann, fordert der Fachausschuss eine 

uneingeschränkte Anwendung der Rege-

lungen und insbesondere, dass über den 

Bau-Turbo geschaffene Wohneinheiten 

nicht auf den wohnbaulichen Entwick-

lungsrahmen angerechnet werden.

Wie Kiewitz weiter berichtete und auch in 

der Runde bestätigt wurde, zeigt auch der 

praktische Umgang mit dem Bau-Turbo 

ein differenziertes Bild: Während in der 

Regel kleinere Gemeinden dem Instru-

ment eher offen gegenüberstehen und 

größere Gemeinden wegen bestehender 

Bebauungspläne zurückhaltender reagie-

ren, bewerten auch die Unteren Bauauf-

sichtsbehörden den Bau-Turbo unter-

schiedlich – von offener Unterstützung 

über skeptische Haltung bis hin zu offe-

nen Prüf- und Klärungsfragen gegenüber 

dem Innenministerium.

Privilegierung von Energiespeichern 

und Entwicklungen beim 

Wasserstoffhochlauf

Ein weiterer Tagesordnungspunkt betraf 

die baurechtliche Privilegierung von Ener-

giespeicheranlagen und aktuellen Rege-

lungen dazu auf Bundesebene: Wie Kie-

witz erläuterte, wurde mit dem Bundesge-

setzblatt 2025 Nr. 347 vom 22. Dezember 

2025 zunächst eine uneingeschränkte 

Privilegierung von Anlagen zur untertägi-

gen Speicherung von Wärme oder Ener-

gie beschlossen, noch am selben Tag je-

doch mit Bundesgesetzblatt I 2025 Nr. 

348 wieder eingeschränkt. Die nachträgli-

che Begrenzung gehe insbesondere auf 

Bemühungen des Deutschen Städte- und 

Gemeindebundes zurück, der eine stär-

kere Berücksichtigung kommunaler Inter-

essen eingefordert hatte. 

Zudem berichtete Kiewitz über aktuelle 

Entwicklungen im Bereich Wasserstoff. Der 

Bundestagsausschuss für Wirtschaft und 

Energie beschloss am 25. Februar 2026 

Änderungen am Gesetzentwurf zum Was-

serstoffhochlauf, der Planung, Geneh-

migung und Bau von Wasserstoffinfrastruk-

tur beschleunigen soll. Vorgesehen sind 

unter anderem neue Fristen, eine stärkere 

Verfahrensdigitalisierung sowie beschleu-

nigte Vergabeverfahren mit einer flexibleren 

Anwendung des Losgrundsatzes.

Darüber hinaus soll natürlicher Wasser-

stoff künftig als bergfreier Bodenschatz im 

Bundesberggesetz definiert werden. Zu-

dem wird festgelegt, dass Anlagen und 

Leitungen der Wasserstoffinfrastruktur im 

überragenden öffentlichen Interesse lie-

gen. Forderungen nach einer planungs-

rechtlichen Privilegierung von Wasser-

stoffproduktionsanlagen im Außenbe-

reich nach § 35 BauGB wurden jedoch 

nicht in den Entschließungsantrag aufge-

nommen, sodass das Gesetz keine Ände-

rungen am Baugesetzbuch enthält. Weite-

re Gesetzgebungsvorhaben zur BauGB-

Novelle werden von der Geschäftsstelle 

weiterhin aufmerksam begleitet.

Weitere Themen der Sitzung

Neben den genannten Schwerpunkten 

befasste sich der Ausschuss mit weiteren 

aktuellen Entwicklungen. Dazu gehörten 

der Sachstand zur EU-Wiederherstel-

lungsverordnung, die Novellierung der 

Schleswig-Holsteinischen Vergabever-

ordnung (SHVgVO), aktuelle Entwicklun-

gen bei der Novellierung des Gebäude-

energiegesetzes (GEG) und des Wärme-

planungsgesetzes (WPG) sowie Fragen 

rund um die Förderrichtlinie zum Quar-

tierswärmemanagement.

Die Sitzung machte erneut deutlich, wie 

eng Fragen des Wohnungsbaus, der 

Energieversorgung und des Klimaschut-

zes miteinander verknüpft sind. Für die 

Kommunen in Schleswig-Holstein bleiben 

insbesondere praktikable rechtliche Rah-

menbedingungen und verlässliche För-

derstrukturen zentrale Voraussetzungen, 

um die anstehenden Aufgaben bewälti-

gen zu können.

Danica Rehder

Der Schul-, Sozial- und Kulturausschuss 

des Schleswig-Holsteinischen Gemein-

detages (SHGT) hat am 12. März 2026 im 

Haus der kommunalen Selbstverwaltung 

in Kiel getagt. Auf der Tagesordnung der 

Frühjahrssitzung standen neben zahlrei-

chen aktuellen Entwicklungen in den Be-

reichen Kindertagesbetreuung, Schule 

und Soziales auch zwei Verabschiedun-

gen. Landesgeschäftsführer Jörg Bülow, 

Referent Hans Joachim Am Wege und der 

gesamte Ausschuss bedankten sich 

Von „Kita für Alle“ bis Verabschiedungen
Schul-, Sozial- und Kulturausschuss des SHGT befasst sich mit aktuellen 

Entwicklungen bei Kita, Schule und Sozialleistungen 

herzlich beim Ausschussvorsitzenden 

Janhinnerk Voß und bei Ausschussmit-

glied Jürgen Rebien für ihr langjähriges 

Engagement. 

Bülow und Am Wege berichteten bei der 

Sitzung über aktuelle Themen und 

tauschten sich mit den Ausschussmitglie-

dern über Erfahrungen aus der kommu-

nalen Praxis aus. Im Mittelpunkt standen 

unter anderem das vom Land vorgestellte 

Maßnahmenpaket „Kita für Alle“, der 

Stand der Umsetzung des Rechtsan-

spruchs auf Ganztagsbetreuung in der 

Schule, der neue Digitalpakt 2.0 sowie 

weitere sozialpolitische Themen.

„Kita für Alle“ – Maßnahmenpaket 

des Landes

Ausgangspunkt der Diskussion war das 

von Sozialministerin Aminata Touré An-

fang Februar 2026 vorgestellte Maßnah-

menpaket „Kita für Alle“. Unter dieser 

Überschrift kündigte das Sozialministeri-

um ein zehn Punkte umfassendes Pro-

gramm mit einem Gesamtvolumen von 41 

Millionen Euro aus freigewordenen Lan-

desmitteln an. Hintergrund sind rückläufi-

ge Zahlen betreuter Kinder im Jahr 2025, 

wodurch Landesmittel frei geworden 

waren, die weiterhin im Bereich der Kin-
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dertagesbetreuung eingesetzt werden 

konnten, wie Bülow in der Sitzung berich-

tete.

Der überwiegende Teil der Mittel – rund 35 

Millionen Euro – ist als Investitionspaket 

für strukturelle Verstärkungen im Kita-Be-

reich vorgesehen. Weitere Mittel sollen 

unter anderem in die Weiterentwicklung 

der Kita-Datenbank fließen. Der SHGT 

hatte bereits bei der ersten Vorstellung 

des Vorhabens darüber hinaus die Ziel-

setzung unterstützt, die Kreise bei den 

Vorhaltekosten zu entlasten. Dafür wird 

insbesondere ein Einstieg des Landes in 

die Objektfinanzierung als sinnvoll ange-

sehen.

Eine besondere Bedeutung kommt der 

geplanten Änderung des § 13 des Kinder-

tagesförderungsgesetzes zu. Wie Bülow 

weiter berichtete, betrifft die Maßnahme 

die Aufnahme oder den Widerruf von 

Gruppen und Einrichtungen in den Be-

darfsplan des örtlichen Jugendhilfeträ-

gers. Diese Aufnahme ist Voraussetzung 

für eine Förderung nach dem Standard-

Qualitäts-Kosten-Modell (SQKM).

Grundsätzlich werde es aus Sicht des 

SHGT begrüßt, wenn die SQKM-Mittel 

strukturell verstärkt werden, so Bülow. 

Gleichzeitig wird jedoch kritisch auf ein-

zelne Aspekte des Maßnahmenpakets 

geblickt. Insbesondere die geplanten Re-

gelungen zur Bedarfsplanung werfen 

Fragen auf. Hintergrund ist, dass bei sin-

kenden Kinderzahlen Mehrkosten und 

mögliche Überkapazitäten in den Einrich-

tungen vermieden werden sollen. Unklar 

bleibt jedoch, wann unbelegte Plätze 

noch als notwendige Vorhaltekosten zur 

Sicherstellung des Rechtsanspruchs gel-

ten und ab welchem Umfang tatsächlich 

von Leerstand gesprochen werden kann. 

Es gebe die große Sorge, dass mit einer 

Änderung des KiTaG keine ausreichende 

Planungssicherheit mehr für die Einrich-

tungsträger besteht. Daher werde die 

sehr weitgehende geplante Änderung 

des § 13 KiTaG abgelehnt.

Ganztag: Betriebskosten und 

Investitionen

Ein weiterer Schwerpunkt der Sitzung war 

der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreu-

ung im Grundschulbereich. Für die Be-

triebskostenförderung ab dem Schuljahr 

2026/2027 ist zum 1. Januar 2026 eine 

neue Richtlinie zum Erstattungsmecha-

nismus in Kraft getreten. Offen sind dem 

Landesgeschäftsführer zufolge derzeit 

noch die Ausgestaltung der Finanzierung 

von Kooperationsangeboten sowie die 

technische Umsetzung der Online-Platt-

form zur Abwicklung der Erstattungen.

Ein weiteres Augenmerk galt zudem den 

Investitionen in den Ganztagsausbau. Die 

Antragsfrist für Fördermittel endete am 

31. Dezember 2025; kurz zuvor kam es zu 

einem starken Anstieg der Anträge. Nach 

ersten Berechnungen könnte das bean-

tragte Fördervolumen die kalkulierten 

Landesmittel um rund 400 Millionen Euro 

überschreiten und insgesamt etwa 890 

Millionen Euro erreichen.

Das Bildungsministerium wertet die Anträ-

ge derzeit gemeinsam mit der Investi-

tionsbank Schleswig-Holstein aus und 

geht davon aus, dass sich das tatsächli-

che Fördervolumen noch reduzieren wird. 

Der Landesgeschäftsführer betonte, dass 

es für Antragsteller, die bereits seit dem 

Frühjahr 2025 auf einen Förderbescheid 

warten, keine weiteren Verzögerungen 

geben dürfe. Der Erlass weiterer Förder-

bescheide hängt seinen Ausführungen 

zufolge von einer Überarbeitung der 

Richtlinie zum Investitionsprogramm 

Ganztagsausbau ab. Vorgesehen ist un-

ter anderem eine Verlängerung der Frist 

für die Mittelverwendung bis zum 31. De-

zember 2029. Trotz der deutlichen Über-

zeichnung des Programms signalisiert 

das Bildungsministerium, dass grund-

sätzlich alle förderfähigen Anträge be-

rücksichtigt werden sollen.

Digitalpakt 2.0: Neue Struktur, 

begrenzte Mittel

Ein weiterer Schwerpunkt der Sitzung war 

der Digitalpakt 2.0. Erst rund ein Jahr nach 

dem Auslaufen des ersten Programms 

einigten sich Bund und Länder am 18. De-

zember 2025 auf eine Fortsetzung, wie 

Bülow erläuterte. Der neue Digitalpakt um-

fasst drei Handlungsstränge: die digitale 

Ausstattung und IT-Infrastruktur der Schu-

len, Maßnahmen zur Schul- und Unter-

richtsentwicklung sowie eine Bund-Län-

der-Initiative zur Lehrkräftebildung. Für die 

Kommunen als Schulträger ist insbeson-

dere die digitale Infrastruktur relevant.

Das Programm hat ein Gesamtvolumen 

von fünf Milliarden Euro, das je zur Hälfte 

von Bund und Ländern getragen wird. 

Allerdings handelt es sich nur beim Bun-

desanteil von 2,5 Milliarden Euro um neue 

Mittel. Die Länder können einen Großteil 

ihres Anteils über bereits getätigte Ausga-

ben nachweisen. Nach Abzügen stehen 

bundesweit rund 2,1375 Milliarden Euro 

für Investitionen zur Verfügung, wovon 

etwa 72,6 Millionen Euro auf Schleswig-

Holstein entfallen. Das Bildungsministeri-

um plant, rund 13 Millionen Euro für lan-

desweite Maßnahmen zu verwenden, 

sodass für Schulträger etwa 60 Millionen 

Euro verbleiben.

Die Fördermöglichkeiten sind flexibler als 

im ersten Digitalpakt, wie Bülow betonte. 

Neben digitaler Infrastruktur und Endge-

räten können erstmals auch IT-Adminis-

tration sowie entsprechende Personal- 

und Dienstleistungskosten gefördert wer-

den. Zudem sind neben Projektförderun-

gen auch pauschale Zuweisungen an 

Schulträger vorgesehen, deren Verteilung 

nach Schülerzahl mit einem Sockelbetrag 

aus Sicht der Kommunalen Landesver-

bände sinnvoll wäre.

Förderfähige Maßnahmen können rück-

wirkend ab dem 1. Januar 2025 beginnen 

und müssen bis zum 31. Dezember 2032 

abgeschlossen sein. Das Bildungsminis-

terium plant ein Landesprogramm mit 

einer Förderquote von etwa 80 Prozent; 

hierfür soll das Schulgesetz geändert 

werden. Nach aktueller Planung könnte 

das Gesetzgebungsverfahren im Som-

mer 2026 beginnen und im Herbst abge-

schlossen werden. 

Bülow betonte, dass durch die späte 

Einigung von Bund und Ländern Zeit ver-

loren gegangen ist und Schulträger die 

Mittel voraussichtlich erst ab 2027 einset-

zen können. Daher fordert der Gemeinde-

tag eine frühzeitige Information über Rah-

menbedingungen und Fördermöglichkei-

ten. Gleichzeitig betonte er, dass Bund 

und Länder die Finanzierung der digitalen 

Schulinfrastruktur weiterhin nur befristet 

und begrenzt übernehmen.

Dank an Jürgen Rebien und 

Janhinnerk Voß

Neben diesen Schwerpunkten befasste 

sich der Ausschuss mit weiteren aktuellen 

Themen. Dazu gehörten das Verhältnis 

von Wohngeld, Bürgergeld und Kinderzu-

schlag, der aktuelle Stand der schuli-

schen Unterstützungssysteme sowie Er-

fahrungen mit der Einführung der Be-

zahlkarte für Asylbewerber in den Verwal-

tungen.

Die Sitzung zeigte erneut, dass Kommu-

nen und Schulträger bei zahlreichen Ent-

wicklungen in den Bereichen Bildung, 

Betreuung und Soziales unmittelbar be-

troffen sind und auf klare rechtliche Rah-

menbedingungen sowie verlässliche Fi-

nanzierungsstrukturen angewiesen blei-

ben.

Zum Ende der Sitzung ergriff Landesge-

schäftsführer Jörg Bülow noch einmal das 

Wort und verabschiedete zwei langjährig 

engagierte Mitglieder aus der Ausschuss-

arbeit. Er dankte Jürgen Rebien für seine 

Mitwirkung und sein großes fachliches 

Engagement, insbesondere bei sozial- 

und bildungspolitischen Themen sowie in 

Fragen der Kita-Finanzierung. Mit seinen 



89

 

 

 

 

praxisnahen Einschätzungen und fachli-

chen Hinweisen habe er die Arbeit des 

Ausschusses über viele Sitzungen hinweg 

maßgeblich unterstützt.

Ein besonderer Dank galt Janhinnerk Voß 

für sein langjähriges und vielseitiges kom-

munalpolitisches Engagement. Voß ge-

hörte dem Bildungsausschuss seit De-

zember 2010 an und prägte dessen Arbeit 

über viele Jahre, mehr als zehn Jahre 

davon als Vorsitzender. Seit dem 1. De-

zember 2023 gehört er zudem dem Lan-

desvorstand des Gemeindetages an, wo 

er die Interessen der Verbandsvorsteher 

vertritt. Neben seiner Tätigkeit als haupt-

amtlicher Bürgermeister engagiert er sich 

auch als Schulverbandsvorsteher und 

bringt damit eine besonders praxisnahe 

Perspektive in die Beratungen ein. Bülow 

würdigte dieses langjährige Engagement 

und die vielen fachlichen Impulse, mit 

denen Voß die Arbeit des Verbandes und 

der kommunalen Familie bereichert habe.

Voß bedankte sich seinerseits für die gute 

und vertrauensvolle Zusammenarbeit im 

Jörg Bülow bedankte sich bei Jürgen Rebien und Janhinnerk Voß für ihr langjähriges 

Engagement im Ausschuss.                                                                   Fotos: Rehder

Ausschuss und mit der Geschäftsstelle 

des Gemeindetages. Besonders der fach-

liche Austausch und die Einblicke in lan-

despolitische Prozesse seien für seine 

kommunalpolitische Arbeit stets sehr wert-

voll gewesen. 

Danica Rehder

Rund 120 Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer aus den Amtsverwaltungen Schles-

wig-Holsteins kamen am Freitag, 13. März 

2026, zur Amtsvorstehertagung des 

Schleswig-Holsteinischen Gemeindeta-

ges (SHGT) zusammen. Veranstaltungs-

ort war – wie in den vergangenen Jahren – 

die Räucherkate des Drathenhofs in Molf-

see. Im Mittelpunkt der Tagung standen 

zwei aktuelle Themen von besonderer Be-

deutung für die Ämter und ihre Gemein-

den: die zivile Verteidigung und der soge-

nannte Bau-Turbo. 

Landesvorsitzender Thomas Schreitmül-

ler begrüßte neben den Amtsvorsteher/in-

nen, Amtsdirektor/innen und Leitenden 

Verwaltungsbeamt/innen auch Innen-

staatssekretär Dr. Sönke Schulz sowie 

Arne Kleinhans, Abteilungsleiter für Bauen 

und Wohnen im Innenministerium. Beide 

ordneten ihre Themenfelder aus landes-

politischer Perspektive ein und stellten 

deren praktische Bedeutung für Ämter 

und Gemeinden heraus.

Sicherheit als 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe

In seinem Vortrag widmete sich Innen-

staatssekretär Dr. Sönke Schulz dem 

Themenkomplex der zivilen Verteidigung 

und des Bevölkerungsschutzes. Ange-

sichts veränderter sicherheitspolitischer 

Rahmenbedingungen gewinne dieses 

Feld zunehmend an Bedeutung. „Sicher-

Kommunen zwischen Krisenvorsorge 

und Wohnraumbedarf

Zivile Verteidigung und „Bau-Turbo“ als Schwerpunktthemen der diesjährigen 

Amtsvorstehertagung des Gemeindetages in Molfsee

Wenn der Gemeindetag zur Amtsvorstehertagung einlädt, ist ein voller Saal sicher: 

Auch dieses Jahr war die Räucherkate des Drathenhofs in Molfsee wieder sehr 

gut besucht.                                                                                        Fotos: Rehder

Die Gemeinde SH 3/2026
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heit ist eines der beherrschenden Themen 

unserer Zeit“, betonte Schulz. Die Gren-

zen zwischen innerer und äußerer Sicher-

heit würden zunehmend verschwimmen – 

etwa durch Spionage, Sabotage oder 

Cyberangriffe.

Besonders für Schleswig-Holstein als 

Küstenland und NATO-Drehscheibe er-

gebe sich daraus eine besondere Verant-

wortung. Neben militärischen Aspekten 

rücke deshalb auch die zivile Verteidigung 

stärker in den Fokus staatlicher Planung. 

Ziel sei es, die gesellschaftliche Resilienz 

gegenüber Krisen zu stärken. Schulz ver-

wies dabei auch auf Erfahrungen aus 

aktuellen Konflikten. 

Ein weiterer Anlass für intensivere Planun-

gen sind Ereignisse der jüngeren Vergan-

genheit. Stromausfälle – etwa in Berlin, 

Lübeck oder Neustadt – hätten gezeigt, 

wie verletzlich moderne Infrastrukturen 

sein können. Zwar sei Deutschland grund-

sätzlich gut auf einzelne Ereignisse vorbe-

reitet, doch stelle sich zunehmend die 

Frage, wie mit länger andauernden oder 

parallelen Krisenlagen umzugehen sei.

Vier Säulen der zivilen Verteidigung

Die Landesregierung hat deshalb eine 

Taskforce „Zivile Verteidigung“ eingerich-

tet. Ihr Ziel ist der Ausbau zentraler Struk-

turen bis zum Jahr 2029. Dabei orientiert 

sich die Planung an vier grundlegenden 

Handlungsfeldern: der Aufrechterhaltung 

staatlicher Handlungsfähigkeit, der Stär-

kung des Zivilschutzes, der Sicherstellung 

der Versorgung sowie der zivilen Unter-

stützung der Streitkräfte.

Ein Schwerpunkt liegt auf der Funktionsfä-

higkeit der öffentlichen Verwaltung in 

Krisensituationen. „Jede Verwaltung muss 

sich die Frage stellen, wie sie im Ernstfall 

handlungsfähig bleibt“, erklärte Schulz. 

Dazu gehörten unter anderem Notstrom-

versorgung, Kommunikationsstrukturen 

sowie klare Alarmierungs- und Meldewe-

ge. Neben strukturellen Fragen gehe es 

auch um praktische Vorbereitung. Schulz 

betonte die Bedeutung regelmäßiger 

Übungen: „Man kann vieles theoretisch 

durchdenken. Entscheidend ist, dass 

Strukturen eingeübt werden.“ 

Rolle der Kommunen

Ein zentrales Anliegen des Innenministeri-

ums ist die stärkere Einbindung der kom-

munalen Ebene. Viele Aufgaben im Bevöl-

kerungsschutz ließen sich nur dezentral 

bewältigen. „Wir glauben, dass wir das 

nur schaffen, wenn wir alle Ebenen einbe-

ziehen – Kreise, Städte, Gemeinden und 

Ämter“, so Schulz.

Dabei gehe es nicht nur um große Investi-

tionen, sondern oft auch um organisatori-

sche Schritte. Verwaltungen sollten zu-

nächst prüfen, wie sie ihre eigene Hand-

lungsfähigkeit sicherstellen können. Da-

zu zählen etwa Erreichbarkeitskonzepte, 

Kommunikationswege oder interne Not-

fallpläne.

Darüber hinaus sollen Kommunen stärker 

in Planungen eingebunden werden, etwa 

bei der Identifikation geeigneter Gebäude 

für Schutzräume oder bei der Erfassung 

kritischer Infrastrukturen. Viele Informatio-

nen seien vor Ort vorhanden und könnten 

auf Landesebene nicht in gleicher Detail-

tiefe erhoben werden.

Ein weiteres Thema ist die Information der 

Bevölkerung. In Zusammenarbeit mit ver-

schiedenen Organisationen plant das 

Land eine breit angelegte Kampagne zur 

Stärkung der privaten Vorsorge. Kernbot-

schaft ist die Empfehlung, sich auf einen 

Arne Kleinhans (r.) war der zweite Referent der Tagung. Am Podiumstisch saßen 

zudem Landesgeschäftsführer Jörg Bülow (2.v.r.), Landesvorsitzender 

Thomas Schreitmüller (2.v.l.) und der 2. stellv. Landesvorsitzende Ulrich Hardtke (l.). 

Zeitraum von mindestens 72 Stunden 

ohne staatliche Unterstützung vorberei-

ten zu können. „Jeder, der gut vorgesorgt 

hat, entlastet die Einsatzkräfte“, betonte 

Schulz.

Praktische Fragen aus der 

kommunalen Perspektive 

Im Anschluss an den Vortrag entwickelte 

sich eine lebhafte Diskussion mit den Teil-

nehmerinnen und Teilnehmern der Ta-

gung. Dabei wurden zahlreiche prakti-

sche Fragen aus der kommunalen Per-

spektive angesprochen – etwa die Versor-

gung vulnerabler Gruppen im Falle eines 

längerfristigen Stromausfalls oder die 

Rolle des Einzelhandels in Krisensituatio-

nen.

Auch Fragen der Ausbildung, der Perso-

nalverfügbarkeit und der Zusammenar-

Dr. Sönke Schulz informierte über den 

geplanten Wiederaufbau der zivilen 

Verteidigung und die Rolle der Ämter 

sowie der amtsangehörigen Gemeinden 

dabei.
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beit mit Unternehmen wurden diskutiert. 

Mehrfach wurde betont, dass eine breite 

gesellschaftliche Beteiligung notwendig 

sei. Kommunen, Wirtschaft, Hilfsorgani-

sationen und Bürgerinnen und Bürger 

müssten gemeinsam Verantwortung über-

nehmen.

Neue Möglichkeiten für den 

Wohnungsbau

Im zweiten Themenblock stellte Arne 

Kleinhans aus dem Innenministerium den 

sogenannten Bau-Turbo vor. Dabei han-

delt es sich um gesetzliche Regelungen 

im Baugesetzbuch, mit denen der Woh-

nungsbau beschleunigt werden soll. Der 

Bau-Turbo ermögliche es, bestimmte 

Wohnbauvorhaben auch ohne vorherige 

Aufstellung oder Änderung eines Bebau-

ungsplans zu genehmigen. Vorausset-

zung sei allerdings stets die Zustimmung 

der jeweiligen Gemeinde. „Es ist kein 

Planungsinstrument“, stellte Kleinhans 

klar. Vielmehr gehe es darum, Genehmi-

gungsverfahren zu vereinfachen und zu 

beschleunigen.

Für die Kommunen eröffnet dies neue 

Handlungsmöglichkeiten, erfordert je-

doch zugleich sorgfältige Abwägungen. 

Jede Entscheidung könne Auswirkungen 

auf die städtebauliche Entwicklung eines 

Gebietes haben. Wenn beispielsweise 

von Festsetzungen eines Bebauungs-

plans abgewichen werde, müsse bedacht 

werden, dass vergleichbare Fälle künftig 

ebenfalls so entschieden werden müss-

ten.

Anhand verschiedener Praxisbeispiele 

erläuterte Kleinhans mögliche Anwen-

dungsfelder. Dazu zählen etwa der Aus-

bau von Dachgeschossen, Nachver-

dichtungen im Innenbereich oder die 

Umwandlung von Wochenendhausge-

bieten in dauerhafte Wohnnutzung. Auch 

Hinterlandbebauung könne unter be-

stimmten Voraussetzungen erleichtert 

werden.

Gleichzeitig warnte er davor, den Bau-

Turbo unreflektiert einzusetzen. Gemein-

den sollten sich frühzeitig eine strategi-

sche Position erarbeiten. „Überlegen Sie 

vorher, ob Sie dieses Instrument nutzen 

wollen – und an welchen Stellen“, riet 

Kleinhans.

Neben den Chancen wurden auch Gren-

zen des Instruments deutlich. Der Bau-

Turbo hebt andere Rechtsvorschriften 

nicht auf. Naturschutz-, Denkmalschutz- 

oder Raumordnungsrecht gelten weiter-

hin. In bestimmten Fällen können daher 

weiterhin umfangreiche Prüfungen erfor-

derlich sein.

Auch infrastrukturelle Fragen müssen be-

rücksichtigt werden. Neue Wohngebiete 

können Auswirkungen auf Verkehrswege, 

Schulen, Müllentsorgung oder andere 

kommunale Dienstleistungen haben. Da-

her empfahl Kleinhans, frühzeitig zu klä-

ren, wie beispielsweise Erschließungs-

kosten oder Bauverpflichtungen geregelt 

werden sollen.

Schlusswort auf Plattdeutsch

Zum Abschluss der Veranstaltung hielt 

Ulrich Hardtke, Amtsvorsteher und 2. stell-

vertretender Landesvorsitzender des 

SHGT, sein Schlusswort traditionell auf 

Plattdeutsch. Er dankte dem SHGT für die 

Organisation der Tagung sowie den vielen 

ehrenamtlich Engagierten in den Kommu-

nen.

Zugleich verwies er auf die Bedeutung 

funktionierender kommunaler Strukturen 

für die Zukunft des ländlichen Raums. 

Angesichts wachsender Aufgaben und 

unterschiedlicher finanzieller Ausgangs-

lagen der Gemeinden sei der Zusammen-

halt innerhalb der kommunalen Familie 

wichtiger denn je.

Die Amtsvorstehertagung machte deut-

lich, dass sowohl der Wiederaufbau der 

zivilen Verteidigung als auch neue Instru-

mente der Bauplanung künftig eine wichti-

ge Rolle für die kommunale Verwaltung 

spielen werden. Für Ämter und Gemein-

den bedeutet dies, sich frühzeitig mit den 

neuen Anforderungen auseinanderzuset-

zen und gemeinsam mit Land und ande-

ren Partnern tragfähige Lösungen zu 

entwickeln.   

  

Danica Rehder

Infothek

GMSH-Rahmenvertrag für Schulmöbel

Mit ihrem neuen Rahmenvertrag für multi-

funktionale Schulmöbel bietet die Gebäu-

demanagement Schleswig-Holstein AöR 

(GMSH) allen Schulen und Schulträgern 

in Schleswig-Holstein eine zukunftswei-

sende Lösung für die moderne Unter-

richts- und Raumgestaltung. Der Rah-

menvertrag ermöglicht eine vergabe-

rechtskonforme Beschaffung von Schul-

möbeln und bietet eine strukturierte Pro-

duktauswahl mit klar definierten Qualitäts-

standards und verlässlichen Konditionen. 

Unterstützt wird der Rahmenvertrag von 

den Kommunalen Landesverbänden und 

dem Bildungsministerium.

Schulmöbel für die Zukunft

Schulmöbel sind heute weit mehr als nur 

Klassenräume mit Tischen und Stühlen. 

Neue Unterrichtsformen, individuelle För-

derung, ergonomische Anforderungen 

und wachsende Schülerzahlen haben 

den Anspruch an Lernräume verändert. 

Hinzu kommt, dass im Sommer dieses 

Jahres schrittweise die ganztägige Be-

treuung an Grundschulen eingeführt wird, 

sodass sich Unterrichts- und Betreuungs-

räume flexibel an wechselnde Nutzungs-

situationen anpassen müssen. Der neue 

Rahmenvertrag macht das möglich: 

Durch multifunktionales Mobiliar, das aus 

ergonomischen, langlebigen, nachhalti-

gen und vielseitig kombinierbaren Möbeln 

besteht, wird kreatives und bewegtes 

Lernen gefördert.

Vorteile für Schulen und Schulträger

Der Rahmenvertrag schafft eine standar-

disierte, wirtschaftliche und zugleich 

nachhaltige Grundlage für die Ausstat-

tung von Klassenräumen, die auf die 

Anforderungen von heute und morgen 

abgestimmt ist. Schulen und Schulträger 

profitieren von geprüfter Qualität, Pla-

nungssicherheit und einer transparenten 

Preisstruktur. Bei Bedarf erhalten sie eine 

Fachberatung und können Sitzmöbel 

bemustern. Die Schulmöbel werden gelie-

fert und dort aufgestellt, wo die Schule sie 

benötigt. Die Rechnungsprüfung und 

etwaige Reklamationsabwicklung über-

nimmt die GMSH. Dies erleichtert die 

Beschaffung von Schulmöbeln erheblich 
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und entlastet Schulen und Schulträger bei 

ihren täglichen Aufgaben. So können sie 

lebendiges Lernen und eine flexible Raum-

gestaltung unkompliziert umsetzen. 

Vom Bedarf zur Beschaffungslösung

Um eine wirtschaftliche, nachhaltige und 

praxisnahe Beschaffungslösung zu entwi-

ckeln, startete die GMSH 2024 eine lan-

desweite Bedarfsabfrage. Ziel war es, den 

tatsächlichen Bedarf von Schulen und 

Schulträgern möglichst genau zu erfas-

sen. Für die Befragung wurden mehr als 

790 Schulen und rund 150 Schulträger 

angeschrieben. Die Ergebnisse dienten 

als Grundlage für die Entwicklung einer 

strukturierten Produktauswahl mit geprüf-

ten Schulmöbeln. Dabei wurden zentrale 

Kriterien wie Ergonomie, Sicherheit, Nach-

haltigkeit und Hygiene gleichermaßen 

berücksichtigt. Bei Bedarf kann die GMSH 

die Produktauswahl jederzeit ergänzen.

So funktioniert die Bestellung über die 

GMSH

Alle Schulmöbel können bequem über 

den GMSH-Online-Shop bestellt werden. 

Dafür muss nur der Online-Shop Antrag 

auf www.gmsh-shop.de ausgefüllt und 

gemailt werden an hotline_beschaffung@

gmsh.de. 

Bei Fragen zur Abwicklung steht die 

GMSH-Beschaffungshotline unter 0431/

599-1460 zur Verfügung.

SHGT begrüßt Novellierung der 

Schleswig-Holsteinischen 

Vergabeverordnung (SHVgVO)

Der Schleswig-Holsteinische Gemeinde-

tag hat zusammen mit den weiteren Kom-

munalen Landesverbänden zur Änderung 

der Schleswig-Holsteinischen Vergabever-

ordnung (SHVgVO) Stellung genommen.

Auch wenn der vorgelegte Entwurf nicht 

dem Entbürokratisierungsvorschlag der 

Kommunalen Landesverbände ent-

spricht, ist die beabsichtigte Novellierung 

aus Sicht des SHGT ausdrücklich zu be-

grüßen, da der Spielraum für die Auftrag-

geber sowohl im Bereich der Liefer- und 

Dienstleistungen als auch im Bereich der 

Bauaufträge deutlich erweitert wird. Einen 

wesentlichen Beitrag dazu leisten die 

deutlichen Anhebungen der Wertgrenzen 

für die Direktvergabe und die Freihändige 

Vergabe. So ist etwa vorgesehen, den 

Auftragswert für Direktaufträge für Liefer- 

und Dienstleistungen auf 50.000 � (bis-

lang 5.000 �) anzuheben. Für Bauaufträ-

ge ist geplant, die Freihändige Vergabe 

(ohne Teilnahmewettbewerb) bis zu ei-

nem Gesamtauftragswert von 1.000.000 � 

(bislang 150.000 �) zu ermöglichen. Darü-

ber hinaus ist eine deutliche Anhebung 

des Auftragswertes für Direktaufträge auf 

100.000 � (bislang 10.000 �) geplant.

Von großer praktischer Bedeutung ist 

zudem die Erleichterung der Gesamtver-

gaben, indem auch zeitliche Gründe an-

gemessen bewertet werden können und 

der Rechtfertigungsmaßstab in Abwei-

chung zum Oberschwellenbereich abge-

senkt wird. Der SHGT hat in diesem Zu-

sammenhang das Land aufgefordert, 

sich auf Bundesebene für eine entspre-

chende Flexibilisierung der Regelung in 

§ 97 Abs. 4 GWB einzusetzen. 

Artikel 2 des Verordnungsentwurfes sieht 

eine begrenzte Gültigkeit der Erleichte-

rungen bis zum 31.12.2031 vor. Der Be-

gründung zufolge sollen die Erleichterun-

gen vor allem zur Beschleunigung der 

Vergaben im Zusammenhang mit dem 

Sondervermögen dienen. 

Der SHGT hat ausdrücklich darauf hinge-

wiesen, dass angesichts begrenzter Ka-

pazitäten in den Verwaltungen und einem 

rechtlich und tatsächlich zunehmend her-

ausfordernden Beschaffungsmarkt es 

dringend erforderlich ist, grundsätzlich alle 

Beschaffungen unbefristet zu entbürokra-

tisieren. Auch Auftragsvergaben außer-

halb des Sondervermögens sind für die 

Kommunen von elementarer Bedeutung; 

eine zeitliche Befristung der Erleichterun-

gen wird den praktischen Bedürfnissen 

nicht gerecht. Es ist daher dringend gebo-

ten, die Befristung und die Anknüpfung an 

das Sondervermögen zu streichen. 

Jetzt folgen: SHGT ist auf Instagram

Der Schleswig-Holsteinische Gemeinde-

tag ist ab sofort auch auf Instagram ver-

treten! Als kommunaler Spitzenverband 

vertritt der SHGT die Interessen von Ge-

meinden, Ämtern und Zweckverbänden in 

Schleswig-Holstein und verhandelt mit 

dem Land über kommunale Finanzen und 

Rechtsrahmen. 

Unter @gemeindetagsh geben wir Ein-

blicke in unsere Arbeit, informieren über 

aktuelle Themen der Kommunalpolitik 

und nehmen Sie mit hinter die Kulissen 

unseres Verbandes. 

 Hier geht's 

 zum Kanal: 

https://www.insta

gram.com/

gemeindetagsh

Wir freuen uns über Follower und Likes!

Termine:

27.04.2026: Landesvorstand des SHGT

29.05.2026: Delegiertenversammlung 

des SHGT 2026

18.06.2026: Landesvorstand des SHGT

18.06.2026: Parlamentarischer Abend 

der Kommunalen Landesverbände 

Online-Seminar zu kommunalen 

Engagementformaten

Am 23. Mai 2026, dem Tag des Grundge-

setzes, findet erstmals der vom Bundes-

präsidenten initiierte Ehrentag statt. Der 

Präsident des DStGB, Ralph Spiegler, hat 

kürzlich in einem Aufruf gemeinsam mit 

der Stiftung gegen Rassismus alle Kom-

munen herzlich dazu eingeladen, den Tag 

des Grundgesetzes auch im Sinne der 

Anregung des „Ehrentages“ aufzugreifen 

und aktiv mitzugestalten. Bundesweit sind 

an diesem Tag Aktionen geplant, bei de-

nen Menschen zusammenkommen, um 

das Grundgesetz und das gesellschaftli-

che Miteinander zu feiern und zugleich für 

Menschenwürde, Freiheit und Demokra-

tie einzutreten.

Passend dazu veranstaltet die Deutsche 

Stiftung für Engagement und Ehrenamt im 

Rahmen der Initiative #kommunalEnga-

giert am Mittwoch, 25. März 2026, um 

13:30 Uhr das Online-Seminar „Ak-

tionstage, Ehrenamtsbörsen und Co. – 

Mit Veranstaltungen vor Ort Engage-

ment voranbringen“. Daniela Schulte 

aus der Stadt Puchheim und Franziska 

Hildebrand aus Bad Salzuflen berichten 

aus der kommunalen Praxis über Formate 

zur Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagements, deren Vorbereitung sowie 

über Erfahrungen aus der Umsetzung vor 

Ort.

Weiterführende Informationen: 

• Weitere Informationen sowie die Mög-

 lichkeit zur Anmeldung sind zu finden 

 unter: https://pretix.eu/DSEE/adpf

 dp26-2/

• Informationen zu Online-Seminaren 

 der Reihe #kommunalEngagiert und 

 das vollständige Jahresprogramm sind

 zu finden unter: www.deutsche-stiftung

 -engagement-und-ehrenamt.de

• Aufruf von DStGB-Präsident Ralph 

 Spiegler: www.dstgb.de



Leseproben und 
weitere Informationen: 
shop.kohlhammer.de

Aus der Reihe
Fokus Verwaltung

2., überarb. Aufl age 2025
XXII, 316 Seiten mit 16 Abb. und 4 Tab. Kart. 
€ 44,–
ISBN 978-3-555-02431-8
Fokus Verwaltung

Kommunen und Landkreise sind verpflichtet, Einrichtungen 
der sozialen Infrastruktur zu schaffen, die für die wirt-
schaftliche, soziale sowie kulturelle Versorgung und Unter-
stützung der Bevölkerung erforderlich sind. 
Das Handbuch veranschaulicht ausführlich und praxisnah 
die Vorgehensweise der integrierten Sozialplanung sowohl 
in Kommunen als auch in Landkreisen. Für jede Phase der 
Sozialplanung werden nach einem einheitlichen Schema 
die Definition, die Ziele, der Nutzen im Planungsprozess, 
die beteiligten Ebenen, die konkreten Aufgaben in der Vor-
bereitung und Durchführung und die benötigten Ressourcen 
vorgestellt.

Anna Nutz, M.A., Projektmitarbeiterin an der Technischen 
Hochschule Aschaffenburg; 
Prof. Dr. Herbert Schubert, Beratungstätigkeit für Sozial-
Raum-Management – Büro für Forschung und Beratung, 
Hannover.

Leseproben und 
weitere Informationen: 
shop.kohlhammer.de

Die Vorgaben des EWKG SH
kompakt zusammengefasst

2026. X, 133 Seiten. Kart.
€ 26,–
ISBN 978-3-555-02446-2
Kommunale Schriften für Schleswig-Holstein
Textausgabe

Mit der Neufassung des EWKG (Energiewende- und 
Klimaschutzgesetz) im Januar 2025 wurden zahlreiche 
neue Vorschriften geschaffen, die von den Kommunen in 
Schleswig-Holstein umzusetzen oder bei ihren Planungen 
zu beachten sind. Dies betrifft z. B. die Wärmeplanung, 
Klimaanpassungskonzepte, die Meldung von Energie-
verbrauchsdaten an das Land und bauliche Vorgaben für 
neue Gebäude und größere Parkplätze. 
In der Textausgabe werden die wichtigsten Vorschriften 
des Landesrechts für die kommunale Energiewende 
zusammengestellt. Tabellen, zusammenfassende Über-
sichten oder andere Arbeitshilfen verleihen der Text-
ausgabe zusätzlichen praktischen Nutzen.

Jörg Bülow ist geschäftsführendes Vorstandsmitglied des 
Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages.
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